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Wirtschaftsumstrukturierung vom 

Industrie- zum Dienstleistungssektor 

in Hongkong

Nach einem vom staatlichen Industry 

Department vorgelegten Zwischen­

ausweis ist die in der verarbeitenden 

Industrie beschäftigte Belegschaft 

Hongkongs bis Mitte 1992 auf ihren 

bisher niedrigsten Stand von gerade 

noch 587.300 (Ende 1991: 634.700) Ar­

beitnehmern gesunken. Damit betrug 

der Anteil der Industriearbeiterschaft 

nicht mehr als 21,4 (23,8)% an der er­

werbstätigen Bevölkerung (rd. 2,73 

Mio.) der britischen Kolonie.

Einen Tiefststand von erstmals unter 

15,0 (15,7)% wies im Verlauf dieses 

Umstrukturierungsprozesses Ende 

1991 auch der Wertschöpfungsanteil 

der Industrie am BIP auf. Darin spie­

gelte sich, zusammen mit dem fort­

schreitenden Personalabbau (neuere 

Zahlen sind noch nicht verfügbar), die 

auf nur noch 46.300 Firmen ge­

schrumpfte Unternehmenszahl wider; 

drei Jahre zuvor hatte diese immerhin 

noch 50.600 Fil men ausgemacht.

Den Ausschlag zu dieser auf den er­

sten Blick negativen Entwicklung gab 

die seit über zehn Jahren von der In­

dustrie zur Lohnkosteneinsparung be­

triebene Auslagerung ihrer Produktion 

(Outward Processing) vor allem in die 

VR China.

Schätzungen des Hong Kong Trade 

Development Council (HKTDC) zu­

folge werden im Zuge dieses Herstel­

lungstransfers von der Hongkonger 

Wirtschaft in China mittlerweile weit 

mehr als 25.000 Montage- und Ferti­

gungsstätten mit gut 3 Mio. Arbeit­

nehmern unterhalten. Bei durch­

schnittlich 120 Arbeitskräften nehmen 

sich diese Anlagen ungleich größer aus 

als die in der Stadt belassenen Betrie­

be mit einer Durchschnittsbelegschaft 

von 14 Beschäftigten.

In dieselbe Richtung hat die anhalten­

de Zuwanderung von Arbeitskräften in 

den dringend auf zusätzliches Büroper­

sonal angewiesenen Dienstleistungsbe­

reich mit seinen zumeist besser dotier­

ten Stellungen gewirkt. Dementspre­

chend vereinigte der Service-Sektor 

zur Mitte des laufenden Jahres 76,3% 

(Ende 1991: 73,8%) aller Erwerbstäti­

gen auf sich. Sein Anteil am BIP lag 

Ende 1991 bei 80,2% (79,2%); damit 

wurde von Hongkong die weltweit ein­

zigartige Höhe von 80% erstmals über­

schritten. (NfA, 4.11.92) -ni-
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1 Der Konferenzrahmen

Unter dem Generalthema "Recht, 

Wirtschaft und Kultur in Ostasien" 

veranstaltete die Konrad-Adenauer- 

Stiftung vom 7.-9.Oktober 1992 ein "in­

terkulturelles" Symposion in Nanjing, 

an dem 42 Professoren und Dozenten 

der VR China sowie 23 Fachleute aus 

dem Ausland teilnahmen, darunter 13 

Deutsche, 3 Koreaner, 3 US-Amerika­

ner, 2 Japaner, 1 Spanier und 1 Öster­

reicherin.

20 Referate wurden gehalten. Darüber 

hinaus lieferte eine Reihe chinesischer 

Fachleute zusätzliche schriftliche Bei­

träge. Auf der chinesisch verfaßten 

"Teilnehm er liste" waren im übrigen 70 

chinesische Partizipanten ausgewiesen, 

während sich im Pinyin verschrifteten 

Verzeichnis nur 42 Namen finden. Die 

Beteiligung der chinesischen Seite soll­

te wohl nach außen hin noch wesent­

lich umfänglicher erscheinen als sie es 

ohnehin schon war - aus welchen 

Gründen auch immer!

Konferenzsprachen waren Chinesisch 

und Deutsch, wobei von Seiten der ein­

ladenden Stiftung ex ante sichergestellt 

worden war, daß die japanischen und 

koreanischen Teilnehmer deutsch refe­

rieren würden; in der Tat wurden sie 

dieser Erwartung in blendender Weise 

gerecht. Lediglich die Amerikaner be­

dienten sich ihres eigenen Idioms.

Die Themen waren nach folgenden 

fünf Blöcken aufgeteilt:

- "Sozialphilosophische Positionen 

und Entwicklung einer modernen 

Rechtskultur"

- Rezeption europäischen Rechts in 

Ostasien

- Rechtskultur und Wirtschaftsleben 

in Ostasien

- Streitbeilegung in Ostasien und

- Schutz der Menschenrechte.

Daß ein so heikles Thema wie die 

Menschenrechtsfrage auf die Tages­

ordnung gelangen konnte, war nicht 

zuletzt der Tatsache zuzuschreiben, 

daß die Veranstaltung in Zusammen­

arbeit mit der Universität Nanjing 

stattfand, die sich in den vergangenen 

Jahren zu einer liberalen Hochburg 

der chinesischen Rechtswissenschaft 

entwickelt hat. An dieser Universität 

besteht seit 1989 auch das Deutsch- 

Chinesische Institut für Wirtschafts­

recht, das aus einem fünfjährigen Aus­

tauschprogramm der Universitäten 

Göttingen und Nanjing als eine Art 

"rechtswissenschaftliches Joint Ven­

ture" hervorgegangen ist und zu dessen 

wichtigsten Aufgaben die Ausbildung 

chinesischer postgraduierter Studenten 

gehört. Ihr Vorlesungsplan umfaßt ne­

ben dem chinesischen Wirtschaftsrecht 

die Kerngebiete des deutschen Zivil­

rechts einschließlich des Handels- und 

Gesellschaftsrechts. Die Studenten 

müssen den Kleinen BGB-Schein able­

gen und zu diesem Zweck Klausuren 

sowie Hausarbeiten anfertigen. Nach 

Abschluß eines dreijährigen Studiums 

erhalten sie den Magistergrad sowohl 

der Universität Göttingen als auch der 

Universität Nanjing, wobei die fünf be­

sten Studenten eines Jahrgangs die 

Möglichkeit erhalten, das dritte Jahr 

mit einem Stipendium in Göttingen zu 

verbringen. Bereits in Nanjing werden 

die Vorlesungen, Übungen und Semi­

nare zum deutschen Recht überwie­

gend auf deutsch gehalten.
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Umgekehrt sollen Ausländer am Insti­

tut Forschungsvorhaben im Bereich 

des chinesischen Rechts durchführen 

können. U.a. entstand an dem Institut 

eine deutsche Dissertation zur Schlich­

tung im chinesischen Zivilrecht, die in 

der Mitteilungsreihe des Hamburger 

Instituts für Asienkunde publiziert 

wurde.

Das Nanjing-Projekt wird unterstützt 

von der VW-Stiftung, vom DAAD und 

von der lokalen Universität.

Geleitet wird das Institut vom Göttin­

ger Professor Uwe Blaurock sowie 

stellvertretend von Bernd-Uwe 

Stucken.

Die KAS zeigte sich gut beraten, daß 

sie auf dem vom Deutsch-Chinesischen 

Institut geschaffenen Fundament auf­

baute und die Veranstaltung nach 

Nanjing verlegte. Zwar gab es von Sei­

ten der Zentrale, vor allem vom Bei­

jinger Erziehungsministerium eine 

Reihe von Schwierigkeiten, die jedoch 

ausgeräumt werden konnten.

2 Themenstellung

2.1 Recht und Moral

Die ersten Beiträge von Trauzettel, 

Hana-Richter sowie einer Reihe von 

Diskutanten stellten das Problem der 

autonomen Geltung des Rechts sowie 

der autonomen Stellung gesellschaftli­

cher Gruppen gegenüber dem Staat in 

den Vordergrund.

Für das Verhältnis zwischen Staat und 

Gesellschaft im traditionellen China 

sei es charakteristisch gewesen, daß 

Subsystemen jeder Art das Recht auf 

Verselbständigung verweigert wurde. 

Stets sollte die Politik Vorrang gegen­

über der Wirtschaft und dem Recht 

behalten. Selbständig sich entfaltende 

Teilbereiche, sei es nun eine "unkon­

trollierbare" Wirtschaft oder aber eine 

dem Ganzen Schranken setzende 

Rechtsordnung seien für die traditio­

nelle chinesische Staatsphilosophie 

stets ein Alptraum gewesen. Jede Ver­

selbständigung von Gruppen, Sektoren 

und Funktionen habe "Angst ausgelöst" 

und sei von vornherein auf "präventive" 

Gegenmaßnahmen gestoßen, die si­

cherstellen sollten, daß der Vorrang 

des Gesamten über das Einzelne nie 

verlorenging.

Auch der Gründer der chinesischen 

Republik, Sun Yixian, habe diesen al­

ten Einheits- und Gemeinschaftsge­

danken übernommen und das neue 

China zu einem einheitlichen "nationa­

len Körper" zusammenfügen wollen. 

An erster Stelle stehe die Stärkung der 

chinesischen Nation, keineswegs die 

Freiheit des Individuums. Jede Ver­

selbständigung des Individuums sei 

sowohl im politischen als auch im wirt­

schaftlichen Bereich von Übel - vor 

allem dann, wenn sich der einzelne auf 

Kosten der Gesamtgesellschaft berei­

chere.

Sun habe nicht nur dem persönlichen 

Individualismus, sondern auch der 

Verselbständigung von staatlichen 

Funktionen mißtrauisch gegenüberge­

standen und habe sich deshalb u.a. ge­

gen die Errichtung von Organen der 

repräsentativen Demokratie gewandt. 

Wie schon der gesamten konfuziani­

schen Tradition sei auch ihm das Prin­

zip der institutionengestützten Ver­

mittlung verdächtig gewesen. Dieses 

Mißtrauen gegen jede Ausdifferenzie­

rung und Verselbständigung habe sich 

auch gegen die Entwicklung eines au­

tonomen Rechts gerichtet. Ebenso ha­

be Sun bei seinen Überlegungen zum 

"Volkswohl" stets die "Große Gemein­

schaft" (datong) im /Auge gehabt, die 

sich dadurch auszeichne, daß sie die 

Vereinheitlichung aller Teilfunktionen 

ermögliche und damit gleichzeitig auch 

eine Dominanz der Wirtschaft oder 

des Rechts über die Politik verhindere.

Die Fünf-Gewalten-Lehre Sun Yixians 

spreche keineswegs gegen diese Ein­

heitsidee. Wie vor allem die Ergänzung 

der "Drei Gewalten" durch zusätzliche 

Prüflings- und Kontrollgewalten zeige, 

sei es dem "Vater der Republik" nicht 

um die Ausbildung selbständiger, auf 

Einschränkung von Staatsgewalt hin­

wirkende Funktionen gegangen, son­

dern vielmehr um die Errichtung von 

Institutionen, mit deren Hilfe die Ein­

heit der führenden politischen Schicht 

gesichert werden sollte, wobei diese 

Einheit wiederum als Voraussetzung 

für die Herstellung der "Großen Ge­

meinschaft" gedacht war. Mit der Ein­

führung der "Fünf-Gewalten-Verfas- 

sung" sollte also der traditionellen Kol­

lektividee auf gesamtstaatlicher Ebene 

Rechnung getragen werden.

Auch andere führende Guomindang- 

Ideologen wie Hu Hanmin, Dai Jitao 

oder Liao Zhongkai hätten sich stets 

zugunsten des Einheitsideals auf Ko­

sten des Autonomieprinzips ausge­

sprochen. Liao habe zwar im Interesse 

der Währungsstabilität ein von der Re­

gierung unabhängiges "Amt für Wäh­

rungsfragen" eingefordert, doch habe 

er den in diesem Zusammenhang auf­

tauchenden Autonomiegedanken 

streng auf eben dieses Amt beschränkt 

und habe sich streng dagegen ver­

wahrt, daß die Verselbständigung auch 

auf andere staatliche Funktionen über­

greifen solle.

Nicht nur im späten Kaiserreich, son­

dern auch in der Republik China habe 

also die alte konfuzianische Tradition 

nachgewirkt, derzufolge zwischen Staat 

und Gesellschaft keine prinzipielle 

Trennlinie gezogen werden darf.

Genau auf diese Linie schwenkten 

auch die chinesischen Kommunisten 

ein. Mao Zedong wurde mit seinem 

"Massenlinien'-Konzept geradezu ein 

Vorkämpfer der Idee einer Einheit des 

Volkes, als deren Kern sich die KPCh 

zu verstehen habe. Aufgabe des Staa­

tes sei es, ein Werkzeug der Diktatur 

des Proletariats zu sein und in dieser 

Eigenschaft die Feinde des Volkes - al­

so gleichsam das "Nicht-Volk" - zu un­

terdrücken. Schon 1942 habe Mao in 

seiner Rede über Literatur und Kunst 

in Yan’an erklärt, man müsse sich mit 

den Massen "zu einer Einheit ver­

schmelzen".

Zwar gebe es in China einen "Staats"- 

Begriff (guojia), der im Gegensatz zum 

alten "Welt- und Reichs"-Begriff (tian- 

xia) stehe. Diese Unterscheidung habe 

sich angesichts zahlreicher feindlicher 

Übergriffe auf diese bereits im späten 

Mittelalter herausgebildet. Doch sei 

der Staat am Ende immer als eine von 

oben nach unten gesteuerte Einheit 

und nicht etwa als ein Gebilde gedacht 

worden, dessen Macht von unten her 

begrenzt werden könne - also duali­

stisch angelegt sei.

Ganz im Gegensatz zu China seien in 

Japan spätestens seit der Meiji-Re- 

stauration von 1868 Staat und Gesell­

schaft deutlich voneinander getrennt - 

und damit neue Muster geschaffen 

worden, die allerdings - entgegen er­

sten Erwartungen - nicht der Stärkung 

der Gesellschaft und damit dem de­

mokratischen Gedanken, sondern 

vielmehr umgekehrt der Kräftigung 

des Staates zugute gekommen seien, 

die im Zeichen der Modernisierung 

Japans schnell an Einfluß und Stärke 

gewannen. Zwar habe es bei der Aus­

differenzierung immer wieder politi­

sche Schwierigkeiten gegeben, so z.B. 

bei dem Versuch, dem japanischen
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Kaiser lediglich die Stellung eines blo­

ßen "Verfassungsorgans" zuzuweisen 

(der Kaiser sei nicht der Staat selbst, 

sondern lediglich ein Organ), doch ha­

be sich am Ende eine verhältnismäßig 

differenzierte Verfassungslage heraus­

bilden können, die auch eine weitge­

hend autome Ausbildung des Rechts 

begünstigt habe.

Eine - als solche freilich höchst zu­

rückhaltend formulierte - Gegenposi­

tion zu der hier vorgestellten Einheits­

these formulierte Hana-Richter in ei­

nem Koreferat, indem sie auf die 

4.Mai-Bewegung von 1919 hinwies, in 

deren Gefolge fast sämtliche relevan­

ten Fragen gegen den Staat öffentlich 

diskutiert worden seien. Es habe sich 

damals eine von staatlichen Institutio­

nen unabhängige, authentische öffent­

liche Meinung herausgebildet.

Darüber hinaus solle auch nicht ver­

gessen werden, daß Sim Yixian von 

Vertretern der verschiedensten sozia­

len Schichten auf den Schild gehoben 

und 1911 auch für kurze Zeit zum Prä­

sidenten der jungen Republik gewählt 

worden sei. Hier seien Kräfte siegreich 

gewesen, die sich vom traditionellen 

Staat weit distanziert hätten.

Nicht zuletzt aber hätten sich in den 

20er Jahren vor allem in den Städten 

zahllose nichtstaatliche Vereinigungen 

herausgebildet - gar nicht zu reden von 

den vielen Gemeindeverbänden und 

von den wie Pilze aus dem Boden 

schießenden ländlichen Genossen­

schaften.

Ansätze zu einer gesellschaftlichen - 

und damit letztlich auch rechtlichen - 

Verselbständigung seien also vor allem 

im frühen 20 Jh. immer häufiger aufge­

taucht, hätten sich am Ende dann aber 

doch nicht entscheidend durchsetzen 

können. Vermutlich habe an diesem 

Scheitern auch die Tradition mitge­

wirkt.

Eine Reihe von chinesischen Diskutan­

ten pflichteten der Emheiß’-Hypothese 

bei. Sun Yixian habe gewünscht, daß 

das Volk zum "Kaiser der Republik" 

werden könne. Er habe überdies vor 

allem Kollektivrechte, nicht Individual­

rechte einräumen wollen. Bei den von 

ihm geforderten staatlichen Garantien 

handle es sich vor allem um "Grund­

rechte des Volkes", die auf Einheit der 

Nation, Einheit der Staatsgewalt und 

auf eine Grundversorgung mit Nah­

rungsmitteln, Kleidung und Infrastruk­

tur hinauslaufen sollten.

Hier tauchte bezeichnenderweise eine 

Diskussion auf, die auf deutschem Bo­

den bereits zu Beginn des 19.Jh. ge­

führt worden war: Noch zur Zeit der 

absoluten Monarchie, d.h. also u.a. 

auch des "Polizeystaats", gab es bei­

spielsweise kein öffentliches Recht im 

heutigen Sinne; in den Händen des ab­

soluten Herrschers und seines Appa­

rats war Recht ja nicht sehr viel mehr 

als bloße Verwaltungstechnik.

Erst mit Beginn des konstitutionellen 

Staates, der die absolute Macht des 

Landesherrn in die Schranken wies, 

begann eine "Selbstbindung des Staa­

tes", die in zunehmendem Maße eine 

"Gesetzmäßigkeit der Verwaltung" und 

die Einführung "subjektiver öffentli­

cher Rechte" der Bürger gegenüber 

dem Staat zur Folge hatte. Staatsphilo­

sophisch wurde dieser Anspruch erst­

mals von Montesquieu, verwaltungs­

rechtlich-juristisch von Otto Mayer an­

gemahnt, welch letzterer mit Hilfe sei­

ner "juristischen Methode" die Schein­

werfer weg von der Machtausübung 

des Herrschers hin auf eben jene 

Schranken legte, die dieser Machtaus­

übung entgegenstehen sollten. Öffent­

liches Recht hatte seitdem eher mit 

den Abwehrrechten des Bürgers als 

mit den Souveränitätsrechten der 

Staatsmacht zu tun. Die Frage richtete 

sich jetzt nicht mehr darauf, was der 

Staat kann, sondern was er darf. Dieses 

Dürfen aber wurde unter den "Vorbe­

halt des Gesetzes" gestellt. Auch die 

Polizei war von jetzt an nicht mehr da­

zu da, das Staatsinteresse positiv 

durchzusetzen, also notfalls auch 

Wohlfahrt (im Sinne von Gesundheits-, 

Sitten- oder Gewerbepolizei) zu üben, 

sondern sie hatte sich nur noch auf die 

Abwehr von "Gefahren" für den einzel­

nen Bürger oder für die Gemeinschaft 

als Ganze zu beschränken. Der Ab­

wehrgedanke war geboren und damit 

ein Differenzierungsprozeß in die We­

ge geleitet worden, der zur Einführung 

einer eigenen Verwaltungsgerichtsbar­

keit sowie zur Aufspaltung des Staates 

in eine Obrigkeit und in einen Fiskus 

führte, wobei die "Dritte Gewalt" ver­

schieden eingeschaltet werden mußte, 

je nachdem, ob der Staat in der einen 

oder in der anderen Eigenschaft ver­

klagt worden war. Schließlich bildete 

sich noch eine "Vierte Gewalt" in Form 

der Medien und der Öffentlichen Mei­

nung heraus, die ihrerseits wiederum 

eine Folge des bereits erwähnten Aus­

differenzierungsprozesses war.

Kontrastiert man diese Entwicklung 

mit den heutigen chinesischen Vorstel­

lungen, so wird deutlich, daß die Iden­

titätsidee dort immer noch eine ge­

wichtige Rolle spielt, obwohl im Zuge 

der seit 1979 laufenden Reformgesetz­

gebung zahlreiche Gesetze und Be­

stimmungen erlassen worden sind, die 

der traditionellen - und maoistischen! - 

Identitätsthese durchaus widerspre­

chen!

Radbruch hat in seiner Rechtsphiloso­

phie immer wieder auf die Bedeutung 

des autonomen "Geltens" von Rechts­

normen hingewiesen. Darin bestehe ja 

gerade das Pathos der abendländi­

schen Gesetzgebung und übrigens auch 

das Sendungsbewußtsein vieler Juri­

sten -, daß Rechtsbestimmungen von 

der Gesellschaft gesetzt werden und 

damit ein Eigendasein gewinnen.

Ganz im Gegensatz dazu waren Recht 

und Gesetz im traditionellen China 

immer nur heteronome Phänomene, 

d.h. Regelungen, die ihre Geltung 

nicht konstruktiv, sondern lediglich de­

klaratorisch, d.h. kraft Bestätigung be­

reits vorhandener moralischer Normen 

empfingen.

Das Verhältnis von Moral (li) und 

Recht (fa) war denn auch das Thema 

des zweiten Referats, das von einem 

Professor der Universität Nanjing, 

Wang Chao, gehalten wurde. Der Un­

terschied zwischen der (modernen) eu­

ropäischen Rechtsordnung und der 

traditionellen ("feudalistischen") Ord­

nung Chinas bestehe hauptsächlich 

darin, daß sich hier eine Gesetzesherr­

schaft, dort aber eine "Moralherr­

schaft" (lizhi) herausgebildet habe. 

Konfuzius habe gefordert, daß der Kö­

nig ein König, der Minister ein Mini­

ster, der Vater ein Vater und der Sohn 

ein Sohn sei. Jeder einzelne habe die 

von alters her genau definierten gesell­

schaftlichen Rollen exakt nachzuspie­

len und so seinen Platz in der Gesell­

schaftsordnung einzunehmen. Worin 

die Eigenschaften eines Vaters, eines 

Sohns, eines Ministers oder eines Kö­

nigs letztlich bestanden, sei nicht recht­

lich, sondern sittlich bestimmt gewe­

sen, habe sich also aus der konfuziani­

schen Überlieferung ergeben. Haupt­

überlieferungsagentur sei die Familie 

gewesen, in der vor allem die wichtig­

sten Grundtugenden von Kindheit auf 

einzuüben waren.

"Die Moral war identisch mit dem 

Recht" (li jiushi fa). Seit der Han-Zeit 

galt die Faustregel, daß das gesamte 

staatliche Recht in der Moral bereits 

enthalten sei. Das Recht habe nur 

flankierende Aufgaben wahrgenom­
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men und sei deshalb so gut wie iden­

tisch mit Strafrecht gewesen: Wer das 

Li mißachtete, mußte zur Rechen­

schaft gezogen werden - verfiel also 

rechtlichen Sanktionen: sprich Straf­

recht. Bei der Festsetzung der Strafe 

spielte der Grad der Verwandtschaft 

innerhalb der Familiensippe eine aus­

schlaggebende Rolle: So ging z.B. ein 

Vater, der seinen Sohn schlug, straffrei 

aus, während der Sohn, wenn er es 

umgekehrt wagte, die Hand gegen den 

Vater zu erheben, notfalls sogar mit 

Hinrichtung rechnen mußte.

Je nach dem Verwandtschaftsgrad re­

gelten sich auch andere Vorschriften, 

so z.B. die Trauerzeiten, die sich für 

den ältesten Sohn auf drei Jahre belie­

fen, während fernere Verwandte oft 

nur wenige Wochen oder Monate zu 

trauern hatten.

In der ans Referat anschließenden 

Diskussion wurden vor allem die 

Grenzen zwischen Fa (Recht) und Li 

(Moral) angesprochen.

U.a. wurde auf einige berühmte Fälle 

aus der Vergangenheit hingewiesen, in 

denen es zu einer deutlichen Unter­

scheidung zwischen Li und Fa gekom­

men sei. Bekannt ist z.B. der Fall eines 

Soldaten, der fahnenflüchtig wurde, 

weil er die Trauerzeiten für seinen ver­

storbenen Vater einhalten wollte. Be­

urteilte man sein Verhalten nach 

Rechtsvorschriften (fa), so war auf To­

desstrafe zu erkennen, legte man an 

sein Verhalten dagegen Maßstäbe der 

(primär geltenden) Moral an, so muß­

te er eher belobigt werden.

Ähnlich bewertet wurde das Verhalten 

eines Sohnes, der den Mord an seinem 

Vater dadurch gerächt hatte, daß er 

seinerseits den Mörder totschlug.

In beiden Fällen pflegte die Praxis aber 

nicht im Sinne eines Entweder-Oder, 

sondern eines Sowohl-als auch zu ver­

fahren, indem nämlich das Gericht den 

Sohn zuerst wegen der Straftat hinrich­

tete, ihm wegen seiner moralisch guten 

Absichten aber dann eine Stele auf 

dem Grab errichten ließ.

Im Gegensatz zu China wurde die 

Dichotomie zwischen Li und Fa sowohl 

in Japan als auch in Korea schon früh­

zeitig formal kodifiziert, so daß man 

von einer "legalisierten Moralität" 

sprechen könnte. Die Trennung zwi­

schen Li (jap. giri) und Fa wurde hier 

also wesentlich früher durchgeführt als 

in China.

Die Referate 3 und 4 wurden lediglich 

schriftlich eingereicht und behandelten 

die Stellung der chinesischen Frau und 

den Einfluß der Geschichte bei der 

Modernisierung des Rechtssystems in 

China.

Die Verfasserin der Abhandlung über 

die Frauenrechte, Tian Jun, knüpfte an 

die traditionelle Li-Gebundenheit des 

chinesischen Rechts an und wies auf 

die zahlreichen Bestimmungen, vor 

allem auf die verschiedenen Ehe­

rechtsregelungen hin, die seit Beginn 

der 50er Jahre erlassen wurden und 

die vor allem den Zweck verfolgt hät­

ten, die alte "feudalistische" Ordnung, 

unter der die Frauen besonders zu lei­

den hatten, zu beseitigen. Auch die 

Verfassung von 1982, das Strafgesetz­

buch von 1979 und die Gesetze über 

das Zivil- und Erbrecht sowie das neu­

erdings erlassene "Gesetz zum Schutz 

der Rechte der Frau" hätten in erhebli­

chem Maße dazu beigetragen, die al­

ten Vorbehalte gegen das weibliche 

Geschlecht abzubauen und konkrete 

Gleichberechtigungsregelungen auszu­

formulieren. Das Recht habe sich hier 

also ganz erheblich auf Kosten über­

kommener Moralregelungen durchset­

zen können.

Allerdings bedürfe es noch zahlreicher 

praktischer Umsetzungsaktionen, ehe 

sichergestellt sei, daß die neuen Be­

stimmungen nicht auf dem Papier ste­

henbleiben.

Gong Pixiang, Professor an der LBA 

Nanjing, sprach in dem von ihm einge­

reichten Beitrag über die rechtliche 

Modernisierung, wie sie schon seit 

1840 im Gange sei. Die Hauptaufgabe 

der Modernisierung bestehe darin, Ge­

setzesherrschaft anstelle von Moral­

herrschaft durchzusetzen. Hierbei dür­

fe die chinesische Rechtstradition nicht 

einfach übergangen, sondern müsse 

soweit wie möglich mit rezipiertem 

westlichem Recht verschmolzen wer­

den.

Inzwischen seien bereits zahlreiche Be­

stimmungen erlassen worden, in denen 

beide Traditionen Berücksichtigung 

gefunden hätten. Richtig funktionieren 

könnten diese Gesetze freilich erst, 

wenn einmal die "Warenwirtschaft" 

(Marktwirtschaft) richtig in Gang ge­

kommen sei, deren Dynamik dafür 

sorge, daß die Bestimmungen nicht nur 

auf dem Papier stehenblieben, sondern 

täglich in die Praxis umgesetzt würden.

22 Rezeptionsfragen

Im zweiten Abschnitt der Konferenz 

wurde die "Rezeption europäischen 

Rechts in Ostasien" behandelt.

Kitagawa Zentaro von der Universität 

Kyoto brachte zu diesem Thema einige 

einleitende Bemerkungen. Die Über­

nahme ausländischen Rechts sei ein 

Vorgang von historischer Bedeutung, 

der zwei Phasen umschließe, nämlich 

die Rezeption ausländischen Rechts, 

das in einer zweiten Stufe assimiliert 

werden müsse, so wie beispielsweise 

früher das römische Recht in Deutsch­

land oder das englische Common Law 

in Amerika.

Die historischen Umstände könnten 

diesen Prozeß erleichtern oder er­

schweren. So sei beispielsweise den 

Koreanern ausländisches Recht aufge­

zwungen worden, während Japan in 

dieser Beziehung freiwillig habe han­

deln können. Japan habe damals ein­

gesehen, daß Modernisierung mit dem 

traditionellen Instrumentarium nicht 

zu erreichen sei. China habe demge­

genüber einen mittleren Weg einge­

schlagen, indem es sich unter dem 

Zwang äußerer Verhältnisse schließ­

lich zu einer "freiwilligen" Rezeption 

durchgerungen habe. Während die Re­

zeption in Japan zu einem Erfolg habe 

werden können, weil das übernomme­

ne (zumeist deutsche) Recht schnell 

"japanisiert" werden konnte, müsse 

man sich im Falle Chinas dem Urteil 

Karl Büngers anschließen, daß die Re­

zeption wohl nicht so ganz gelungen 

sei. Erst im Zuge der Einführung der 

"sozialistischen Marktwirtschaft" schei­

ne auch hier der Prozeß einer Anver­

wandlung ausländischen Rechts schnel­

ler um sich zu greifen und im Sinne ei­

ner Modernisierung zu wirken.

In welchem Verhältnis stehen Recht 

und Wirklichkeit zueinander? Aus chi­

nesischer Sicht ist das Recht sowohl 

passives Ergebnis der gesellschaftli­

chen Entwicklung als umgekehrt auch 

aktive Triebkraft bei der Fortentwick­

lung. Dies zumindest war die Grund­

these Liu Hans von der Chinesischen 

Akademie der Sozialwissenschaften, 

Beijing, der über die "Rolle des Rechts 

in der gesellschaftlichen Entwicklung" 

sprach. Gerade der Rückschlag, wie er 

im Gefolge der "zehn katastrophalen 

Jahre" von 1966 bis 1976 eingetreten 

sei, habe bewiesen, wie schnell Fort­

entwicklungsprozesse zum Stillstand 

kommen können, wenn Recht und Be­

rechenbarkeit geopfert und der Will­

kür Tür und Tor geöffnet werden. Die
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Erfahrungen der "Großen Proletari­

schen Kulturrevolution" hätten auch 

bewiesen, wie wichtig es sei, daß dem 

Recht die Aufgabe der "Kontrolle über 

die Staatsmacht" eingeräumt werde. 

Eine besonders wichtige Rolle komme 

hierbei der Verfassung zu. Während 

früher Personenherrschaft maßgebend 

gewesen sei, müsse künftig verstärkt 

auf Verfassungs- und Rechtsherrschaft 

geachtet werden. Niemand dürfe sich 

ungestraft über die Verfassung hin­

wegsetzen können.

Neben der Verfassung müsse ein viel­

fältig differenziertes Recht erlassen 

werden. Leider gebe es immer noch 

die traditionelle Auffassung, daß "alles 

Recht eins ist" (zhu fa heyi), daß "Zivil­

und Strafrecht nicht getrennt zu wer­

den brauchen" (ming xing bu fen) und 

daß "das Strafrecht die Schlüsselrolle 

spielt" (yi xing wei zhu). Mit solchen 

überholten Konzeptionen müsse ein 

für allemal Schluß gemacht werden. 

Anders als früher gehe es heutzutage 

nicht mehr nur um die Bestrafung kor­

rupter Beamter, sondern um ein weites 

Spektrum der Kontrolle über die 

Staatsmacht, wobei das Interesse des 

Souveräns, nämlich des Volkes, als 

Maßstab gelten müsse.

Zu bewähren habe sich das Recht aber 

nicht nur bei der Kontrolle der 

Staatsmacht, sondern auch bei der 

Entwicklung der Wirtschaft. In der ge­

genwärtigen Praxis komme dem Wüt­

schaftsrecht sogar eine Art Lokomotiv- 

Funktion zu. Seit Beginn der Wirt­

schaftsreform (1978 ff.) seien 200 Ge­

setze, 900 Verwaltungsvorschriften und 

rd. 13.000 Regeln und Bestimmungen 

erlassen worden, die sich alle auf die 

Wirtschaft bezögen, sei es nun, daß die 

Betriebsautonomie oder aber Bereiche 

wie Steuern, Kredite und Preise festzu­

legen waren. Alles in allem könne man 

behaupten, daß "ohne eine weitere 

Vervollkommnung der Gesetze auch 

Strukturreform und Öffnung nach au­

ßen nicht erfolgreich sein können".

Leider sei in China auch heute noch 

die Meinung verbreitet, daß das Recht 

unnütz sei (falü wuyong lun). Solche 

Ansichten müßten bekämpft werden. 

Nicht zuletzt sei deshalb ein Fünfjah- 

resplan für die Rechtspopularisierung 

erlassen worden, der die Jahre 1986- 

1991 abgedeckt und rd. 6,4 Millionen 

Menschen erfaßt habe.

Auf Fragen der Rezeption europä­

ischen Rechts ging Liu in diesem Zu­

sammenhang nicht ein. Um so stärker 

wurde dieser Aspekt im Referat von 

Qu Keshen (Nanjing-Universität) her­

vorgehoben, und zwar unter dem Titel 

"Aussichten der Modernisierung des 

chinesischen Rechts: Ein Vergleich 

zwischen den traditionellen Rechtssy­

stemen Chinas und des Westens". Qu 

beschreibt sogleich im ersten Kapitel 

"zwei Tendenzen bei der Erforschung 

der chinesischen und der westlichen 

Rechtskultur", nämlich auf der einen 

Seite den "Antitraditionalismus" (fan 

zhuangtongzhuyi) und auf der anderen 

die ebenso extreme "Lehre von der to­

talen Verwestlichung" (quanban xihua 

lun), die beide vor allem seit der 

4.Mai-Bewegung von 1919 immer und 

immer wieder aufgetaucht seien. Im 

Gegensatz zu Japan, wo man einen 

verhältnismäßig harmonischen Zwi­

schenweg gefunden habe, hätten sich 

in China immer wieder die Extreme 

durchsetzen können. Dabei zeige doch 

ein Blick auf die asiatische Realität, 

daß es viele mögliche Varianten für die 

Fortsetzung der eigenen Tradition ge­

be - man bücke etwa auf Taiwan oder 

auf Singapur. Sogar in Europa selbst 

habe es nie einen "monopolistischen" 

Weg, sondern stets Kompromisse zwi­

schen den verschiedensten Traditionen 

gegeben - man denke an die Verarbei­

tung griechischer, römischer und he­

bräischer Überlieferungen sowie an 

die konstruktive Verschmelzung der 

"Drei großen Strömungen" Humanis­

mus, Aufklärung und Reformation mit 

all ihren rechtlichen Nebenkonsequen­

zen.

Auch in China solle man mehr auf sol­

che Vermischungen abzielen, statt 

immer nur das eine oder das andere zu 

betonen. Keinesfalls gehe es auch an, 

die eigene Tradition einfach über Bord 

zu werfen, da das Land sonst in Gefahr 

sei, seine Identität zu verlieren, und da 

im übrigen die Bevölkerung wohl 

kaum bereit wäre, Recht zu akzeptie­

ren, das ihr von Grund auf fremd ist.

Sodann beginnt Qu mit einer Untersu­

chung der Rechtsideen des Konfuzia­

nismus, unter denen es rückschrittliche 

und fortschrittliche Teile gebe. Rück­

schrittlich sei beispielsweise die Vor­

stellung, daß "der Tugend die Haupt-, 

dem Recht aber eine Nebenrolle zu­

komme" (de zhu xing fu) oder aber 

daß dem Volk immer nur Pflichten 

aufgebürdet, nicht aber Rechte zuge­

sprochen werden. Auf diese Weise 

verwandle sich Recht in "Machtrecht" 

(quan li fa) und nicht etwa in "Recht­

recht" (quan li fa). In diesem Wortspiel 

sind die phonetischen Teile zwar iden­

tisch, doch werden die jeweils mittle­

ren Teile, nämlich das "li", verschieden 

geschrieben - auf der einen Seite mit 

dem Zeichen "Macht", auf der anderen 

mit dem Zeichen "Vorteil, Recht".

Wertvoll andererseits seien all jene 

Lehren des Konfuzius, die den Respekt 

vor anderen Personen vorschreiben 

oder die genügend klar betonen, daß 

bei allen politischen und rechtlichen 

Überlegungen das Volk an erster Stel­

le zu stehen habe.

Hauptkriterium für die Durchforstung 

der konfuzianischen Tradition nach 

brauchbaren Elementen sei ihre Nütz­

lichkeit im Hinblick auf drei Moderni­

sierungserfordernisse, nämlich für die 

Entwicklung einer Warenwirtschaft, 

für die Entfaltung der Demokratie und 

für die Verwirklichung einer echten 

Herrschaft des Rechts. Wie wichtig es 

sei, "Rechtsherrschaft" anstelle von 

"Personenherrschaft" zu setzen, sei vor 

dem Hintergrund der Kulturrevolution 

und den Mißbräuchen der "Viererban­

de" besonders deutlich geworden.

Aber auch abgesehen von der Über­

nahme einzelner Elemente gelte es, 

vier große Richtungsänderungen zu 

vollziehen, ohne die eine wirkliche 

Modernisierung in China nicht statt­

finden könne, nämlich

- vom "ethischen Modell" (lunlixing) 

hin zum "juristischen Modell" (fali- 

xing),

- von der "Personenherrschaft" (ren- 

zhixing) hin zur "Rechtsherrschaft" 

(fazhixing),

- vom "Statusdenken" (shenfenxing) 

hin zum "Vertragsdenken" (qiyue- 

xing) und

- von einem "Abschließungsmodell" 

(fengbixing) zu einem "Modell der 

Offenen Tür (kaifangxing).

Mit dem zuletzt genannten Gesichts­

punkt ist die Offenheit für die Rezep­

tion ausländischer Rechtselemente 

gemeint. Mit dem an dritter Stelle ge­

nannten Wandel spielt Qu auf das 

überkommene "shenfen"-Denken an, 

das letztlich darauf hinausläuft, daß je­

de Einheit und jede Organisation mu- 

vertikal integriert ist und sich nach au­

ßen hin - also in horizontaler Richtung

- zu verkapseln pflegt. Die chinesische 

Gesellschaft funktioniert auf diese 

Weise wie ein Aggregat von zahlrei­

chen Fahrstühlen, die zwar störungs­

frei von oben nach unten laufen, die 

aber zur Seite hin ohne Übergänge 

sind. Mit diesem Zustand müsse 

Schluß gemacht werden. Das beste
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Mittel für eine grundlegende Neuge­

staltung seien Vertragsbeziehungen. 

Hier könne China vom Ausland eine 

ganze Menge lernen.

An diese Idee vom Vertragsrecht als 

dem Dreh- und Angelpunkt für die 

Modernisierung der politischen und 

wirtschaftlichen Beziehungen knüpfte 

auch das Referat von Pitman B.Potter 

(Faculty of Law, University of British 

Columbia) an, das unter dem Titel 

"Grundzüge des chinesischen Rechts­

systems" stand. Nach 1949 habe es 

zwar beachtenswerte Anläufe zur 

rechtlichen Formalisierung und Objek­

tivierung gegeben, doch seien die mei­

sten dieser Ansätze im Gefolge notori­

scher Kampagnen wieder zerstört wor­

den. Die Rechtsabweichlerkampagne 

von 1958 habe zu einer Liquidierung 

des Juristenstands, die Kulturrevolu­

tion schließlich zu einer Aufhebung 

des Rechts überhaupt geführt.

Der bisherige Verlauf der Rechtsent­

wicklung lasse sich grob in vier Peri­

oden einteilen: Aufbauphase (1949- 

57), wirtschaftliche und politische Kri­

se (1957-66), Kulturrevolution (1966- 

76) und Reformperiode, die nach Pot­

ter nicht erst 1978, sondern bereits 

1976 beginnt.

Phase 1 und 4 hätten im Zeichen einer 

intensiven Gesetzgebung gestanden, 

während in den Phasen 2 und 3 zahl­

reiche Ansätze wieder zunichte ge­

macht worden seien. Trotz aller Rück­

schläge aber sei die Revitalisierung des 

chinesischen Rechtssystems, wie sie 

seit Dezember 1978 stattfmde, höchst 

ermutigend.

Potter zählt sodann die wichtigsten 

rechtlichen Institutionen, angefangen 

vom Justizministerium bis hin zu den 

Gerichten, sowie die Hauptgesetze auf 

und widmet sich schließlich dem seiner 

Ansicht nach wichtigsten Teil der neu­

eren Gesetzgebung, nämlich dem 

Obligationenrecht. Potter konstatiert 

erhebliche Spannungen zwischen Tra­

dition und Moderne:

- Im traditionellen China sei es nie zu 

einer umfassenden Formalisierung des 

Vertragsrechts gekommen. Der Staat 

habe lediglich auf Erfüllung öffentlicher 

Pflichten (z.B. Steuerzahlung, Hand- 

und Spanndienste etc.) geachtet, habe 

die Ausgestaltung privater Beziehun­

gen aber den einzelnen Personen, vor 

allem der besitzenden lokalen Gentry 

überlassen, die vom Mandarinat klien- 

telisiert und mit zahlreichen Aufgaben 

betraut wurde, wie sie in modernen 

westlichen Gesellschaften Angelegen­

heit des Staats zu sein pflegen.

Diese Autonomie der Gentry begün­

stigte eine Vertragsgestaltung, die vor 

allem bei Pacht- oder Kreditverträgen 

zunehmend örtlichem Brauchtum folg­

te und in die immer mehr informelle 

Gesichtspunkte einflossen. Freie Hand 

hatte die Gentry nicht zuletzt auch im 

Falle der Nichterfüllung von Verträ­

gen.

- Ganz im Gegensatz dazu hat die re­

formerische Führung nach 1978 dafür 

gesorgt, daß die Verträge aus dem 

Schattenreich des Informellen heraus­

gehoben und zunehmend strenger 

formalisiert wurden. Wegemarken wa­

ren hier vor allem das "Wirtschaftsver­

tragsgesetz" von 1981 sowie der Erlaß 

der "Allgemeinen Prinzipien des Zivil­

rechts" iJ. 1986, in denen (§§ 84 ff.) 

Verträge unter den Schutz des Geset­

zes gestellt werden. Hier wird auch 

klargestellt, daß, anders als im tradi­

tionellen Recht, wo Verträge noch 

Über/Unterordnungs-Charakter hat­

ten, die Parteien eines Vertrags einan­

der gleichgestellt sind, gleichgültig, 

welche Stellung sie in der Gesellschaft 

oder in der politischen Hierarchie ein­

nehmen. Gern. § 85 ist "der Vertrag 

eine Vereinbarung, mit deren Hilfe die 

Beteiligten Zivilbeziehungen errichten, 

ändern und beenden". Beteiligte kön­

nen sowohl Privatpersonen als auch 

Unternehmen oder aber juristische 

Personen des öffentlichen Rechts sein.

Im Interesse der Formalisierung wer­

den Form und Inhalt, Beurkundung 

durch Notariate, Folgen der Vertrags­

verletzung und Formen der Rechtsver­

folgung festgelegt - seien es nun 

Schlichtung, Arbitrage oder Gerichts­

verfahren.

Im Laufe der VRCh-Geschichte war 

die Legitimität privater Verträge von 

Zeit zu Zeit immer wieder in Frage ge­

stellt worden, vor allem während der 

Kulturrevolution. Statt privater Abma­

chungen gelte es, entweder die Plan­

richtlinien als direkte Verpflichtung zu 

begreifen oder aber Verträge allenfalls 

zur konkreteren Ausgestaltung der 

Planrichtlinien heranzuziehen, hieß es 

damals. Verträge sollten also nur zur 

Konkretisierung vertikaler (und subor- 

dinativer) Anordnungen, nicht etwa 

zur Begründung horizontaler (und ko­

ordinativer) Rechte und Pflichten die­

nen.

Ansichten dieser Art wurden seit Be­

ginn der Reformen zunehmend be­

kämpft - und zwar als kulturrevolutio­

näre Fossile.

Obwohl sich inzwischen die offizielle 

Linie der Formalisierung von Ver­

tragsbeziehungen durchgesetzt hat, 

kommt es gleichwohl immer wieder zu 

informellen "Querschlägen". So gibt es 

da und dort immer noch staatliche 

Aufkaufstellen, die sich weigern, ihre 

Verträge mit Bauernhaushalten zu er­

füllen, wobei sie auf außerrechtliche 

Gesichtspunkte Bezug nehmen, sei es, 

daß sie ganz einfach auf ihre überge­

ordnete Stellung qua Behörden po­

chen, sei es, daß sie Einwände vorbrin­

gen, die mit persönlichen Beziehungen 

zu tun haben.

Der Ausgang des Tauziehens zwischen 

formalen Regelungen und informellen 

Überlegungen, die z.T. mit der Tradi­

tion, z.T. aber mit der "linken" Praxis 

der 50er und 60er Jahre zu tun haben, 

dürfte über die Zukunft des chinesi­

schen Rechtssystems insgesamt ent­

scheiden; denn Vertragsbeziehungen 

sind, wie gesagt, das Kernstück der 

Anwendung und Bewährung des von 

den Reformern befürworteten neuen 

Rechtssystems.

Im Anschluß an die drei Vorträge von 

Liu, Qu und Potter, die mit der Rezep­

tion westlichen Rechts in China zu tun 

hatten, folgten zwei Vorträge, die der 

"Japanisierung" und "Koreanisierung" 

europäischen Rechts gewidmet waren.

Über die Rezeption des europäischen 

Rechts in Japan sprach Tada Toshitaka 

von der japanischen Kitakyushu-Uni- 

versität.

Japan hatte bei Beginn der Meiji-Re- 

stauration iJ. 1868 zunächst mit der 

Übernahme französischen Rechts be­

gonnen, hatte sich später aber dem 

deutschen Rechtssystem zugewandt 

und eine Reihe von Gesetzen (Ge­

richtsverfassung, V erwaltungsgerichts- 

ordnung, Handelsgesetzbuch, ZPO, 

BGB) sowie schließlich auch wichtige 

Teile des deutschen Verfassungsrechts 

übernommen.

Angesichts der Fremdheit all dieser 

Normen kam es jedoch zu einem Kodi­

fikationsstreit, da durch das neue 

Recht "Loyalität und Kindespietät zer­

stört und die Tradition des japanischen 

Hauses sowie der Ahnenverehrung un­

tergraben" würden. Nach einigen Än­
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derungen wurden die Gesetze aber 

dann doch akzeptiert, weil man glaub­

te, die Modernisierung nur mit Hilfe 

moderner rechtlicher Instrumente be­

wältigen zu können. Rezipiert wurden 

nicht nur deutsche Gesetze, sondern 

auch die deutsche Rechtsdogmatik.

Gleichzeitig aber baute die japanische 

Gesetzgebung traditionelle Abfede­

rungsmechanismen in die Gesetze ein 

und sorgte z.B. für eine stärkere Aus­

gestaltung des Schlichtungswesens so­

wie des rechtschöpfenden Charakters 

des Richters. Damit setzte die "Japani- 

sierung" des übernommenen Rechts 

ein. Nach 1945 begann eine zweite um­

fassende Rezeption westlichen Rechts, 

die diesmal von den USA ausging und 

die anstelle der alten Meiji-Verfassung 

eine demokratische neue Verfassung 

(1946) mit sich brachte. Im Anschluß 

daran wurden auch die meisten Geset­

ze reformiert, doch wirkt der Einfluß 

der deutschen Rechtswissenschaft im 

Zivilprozeß- und Strafrecht bis heute 

nach.

In der heutigen japanischen Rechtskul­

tur vermischen sich drei verschiedene 

Elemente, nämlich die japanische Tra­

dition, ferner das seit ca. 100 Jahren 

rezipierte westliche (vor allem deut­

sche und amerikanische) Recht und 

schließlich das vor allem nach dem 

Zweiten Weltkrieg hinzugekommene 

universale Element, das mit den 

Zwängen der modernen Industrie-und 

Informationsgesellschaft zusammen­

hängt.

Eine zunehmende "Japanisierung" zeigt 

sich darin, daß zahlreiche General­

klauseln verwendet werden, mit deren 

Hilfe sich eine konkrete Einzelfall-Ge­

rechtigkeit sicherstellen läßt. Freilich 

bringt die allzu elastische "Anwendung 

des Rechts" auch die Gefahr von 

Rechtsunsicherheit mit sich. Klassi­

scher Fall einer allzu großzügigen Aus­

legung sei Art.9 der japanischen Ver­

fassung, in dem ausdrücklich ein 

Kriegsverzicht ausgesprochen ist, der 

aber durch ständiges Neuinterpretie­

ren immer mehr aufgeweicht worden 

sei. "Japanisierung" habe zumeist nicht 

in den Gesetzen und Bestimmungen 

selbst, sondern vielmehr in der 

Rechtspraxis stattgefunden. Man kön­

ne in diesem Zusammenhang von einer 

"Doppelstruktur" sprechen, die durch 

eine Dualität von streng formalen 

Festlegungen und "elastischer" Rechts­

praxis gekennzeichnet sei, die als sol­

che aber bereits einen durchaus heil­

samen Kompromiß zwischen eigener 

Tradition und fremden Normen dar­

stelle.

Über die Auswirkungen der Rezeption 

westlichen Rechts auf die koreanische 

Rechtskultur sprach Choi Chongko 

von der Staatlichen Universität Seoul.

Die Rezeption sei in Korea in mehre­

ren Phasen verlaufen - beginnend mit 

dem Jahre 1882 und beschleunigt vor 

allem nach der Annexion Koreas durch 

Japan ij. 1910, die eine Ausdehnung 

des von Japan übernommenen deut­

schen Rechts auf Korea mit sich brach­

te.

Nach der Befreiung von 1945 sollten 

alle bisher geltenden japanischen Ge­

setze und Verordnungen weiterhin gül­

tig bleiben, sofern sie nicht demokrati­

schen Grundsätzen widersprachen. 

Schon kurz nach Gründung der Repu­

blik Korea iJ. 1946 begann auch die 

Neukodifikation, in deren Verlauf auch 

ein Zivilgesetzbuch ausgearbeitet wur­

de, das 1960 in Kraft trat und erneut 

starke Anlehnung an das deutsche 

BGB zeigte.

Die Rezeption war angesichts der Mo­

dernisierungsschwächen einheimischer 

Rechtsüberlieferungen nötig geworden 

- es herrschte, wie Choi es ausdrückt - 

"Normenhunger", vor allem was Kon­

fliktlösungsmuster anbelangte.

Mehr noch als das deutsche Recht wa­

ren es Vorstellungen aus den USA, die 

beim Neukodifikationsprozeß mitwirk­

ten. Übernommen wurde zwar nicht 

die amerikanische Fallmethode oder 

aber die Rechtskultur des Common 

Law amerikanischer Prägung. Nir­

gendwo auf der Welt sei das anglo­

amerikanische Case Law ja als Metho­

de freiwillig eingeführt und endgültig 

rezipiert worden. Übernommen wor­

den seien aber materielle Ansätze, wie 

etwa das Antitrustrecht oder aber 

Rechtsfiguren wie das Leasing, das 

Factoring und das Franchising.

Nach Choi ist das "heutige Korea ein 

Land, wo die deutsche Rechtstheorie 

mit amerikanisierter Wirklichkeit 

ringt". Diese Auseinandersetzung be­

hindere die Entwicklung einer eigen­

ständigen koreanischen Rechtskultur. 

Koreanische Juraprofessoren gingen 

im allgemeinen nach Deutschland, 

Rechtspraktiker dagegen nach Ameri­

ka. Dies sei ein ungesunder Zustand, 

den es zu überwinden gelte. Gesucht 

sei ein "koreanisches Recht", in dem 

sich autochthones und rezipiertes 

Recht miteinander vermischten.

Nicht nur der Beitrag Chois, sondern 

auch die nachfolgende Diskussion 

vermittelten den Eindruck, daß die 

Rezeption ausländischen Rechts in 

Korea bei weitem nicht so gut gelun­

gen sei wie in Japan, daß es aber 

gleichwohl um die Harmonisierung 

dort wiederum besser bestellt sei als 

um die entsprechenden Entwicklungen 

in China.

23 Recht und Wirtschaft

Der dritte Teil des Seminars war dem 

Thema "Rechtskultur und Wirtschafts­

leben in Ostasien" gewidmet und wur­

de eingeleitet von Du Ganjian, einem 

Professor der Volksuniversität (Ren- 

min daxue) Beijing. Das Thema seines 

Referats hieß: "Werterelativismus und 

sozioökonomische Entwicklung sowie 

Verrechtlichung in Ostasien". Schon 

gleich zu Beginn seines Beitrags weist 

Du darauf hin, daß der Erfolg der 

"Vier kleinen Tiger Asiens" in unmit­

telbarem Zusammenhang mit dem von 

diesen Gesellschaften übernommenen 

Werterelativismus stehe, der wiederum 

die freie Entfaltung der wirtschaftli­

chen Fälligkeiten gefördert habe.

Mehr als die Hälfte seines Beitrags 

widmete der Autor sodann der Ent­

wicklung des "Relativismus"-Begriffs 

sowie seiner Rezeption in Ostasien. 

Die Philosophie des "Werterelativis­

mus" (jiazhi kuanrongzhuyi) beginne 

mit Kant, entwickle sich dann aber un­

ter Führung der neukantianischen 

Schule immer mehr zum Absolutismus 

(jueduizhuyi), bis er dann von Gustav 

Radbruch im ursprünglichen Sinne neu 

belebt wurde. Radbruch sah im Recht 

eine Kulturerscheinung, die daher 

niemals einheitlich ausfalle, sondern je 

nach Land verschiedensten Wertmu­

stern unterworfen sei. "Gerechtigkeit" 

ist begrifflich zwar ein absoluter Wert, 

insofern sie nämlich Gleiches gleich 

und Ungleiches je nach den Umstän­

den ungleich zu behandeln verlangt. 

Was jedoch als gleich und was als un­

gleich anzusehen ist, bestimmt jede 

Kultur nach ihren eigenen Wertevor­

stellungen. So galt beispielsweise das 

Recht im traditionellen China nicht für 

alle Menschen gleich. Vielmehr genos­

sen Angehörige des Mandarinats eine 

rechtlich privilegierte Stellung und 

wurden selbst im Strafrecht anders be­

handelt als ein Bauer oder Handwer­

ker.
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Du schildert sodann die Rezeption des 

Relativismus in Ostasien, wobei er zu­

erst auf die intensive Übernahme in 

Japan und Korea zu sprechen kommt 

und dann auf die Rezeption in China 

einzugehen sucht. Allerdings kann er 

hier kaum Ansatzpunkte nachweisen, 

sieht man einmal von Taiwan ab. "Die 

beiden Parteien" - nämlich Guomin- 

dang und KPCh - hätten sich "diktato­

rischer" und dogmatischer Methoden 

bedient (!), damit aber den "Absolu­

tismus" gefördert.

Sodann kommt Du erneut auf die 

Wirtschaftserfolge der "Vier kleinen 

Drachen" zu sprechen und führt deren 

Erfolge auf "Meinungs- und Redefrei­

heit" zurück, die sich wiederum positiv 

auf die wirtschaftliche Produktion aus­

gewirkt hätten. In eindringlicher Form 

beschwört er sodann ähnliche Freihei­

ten für die VR China.

Im dritten Teil des Vortrags geht er 

auf die Einschränkungen in der Volks­

republik ein, wie sie vor allem während 

der Kulturrevolution an der Tagesord­

nung gewesen seien. Damals seien Mil­

liarden Köpfe durch einen einzigen 

Kopf ersetzt worden - sehr zum Scha­

den von Gesellschaft und Wirtschaft!

Die Reformer unter Deng Xiaoping 

hätten jedoch dankenswerterweise in­

zwischen eine "Befreiung des Denkens 

und den Beginn offener Aussprachen" 

eingeleitet und damit dem Relativis­

mus Tür und Tor geöffnet. Dies sei der 

richtige Weg. Alles was dem chinesi­

schen Volk nütze, müsse Anwendung 

finden dürfen. Die VRCh müsse des­

halb auch von der Wirtschaft, der Poli­

tik, der Kultur und dem Recht des Ka­

pitalismus Gebrauch machen. Dies 

aber sei wiederum nur möglich, wenn 

die Politik der "Reform und Öffnung", 

der "Verrechtlichung" (fawenhua) und 

der Meinungs- und Redefreiheit ent­

schlossen fortgesetzt werde. Warum 

soll den Chinesen auf dem Festland 

nicht möglich sein, was die "Vier klei­

nen Drachen" erreicht haben!?

Man muß zugeben, daß der Radbruch- 

sche Relativismus im vorhegenden Zu­

sammenhang recht weitherzig ausge­

legt worden ist; doch heiligt der Zweck 

offensichtlich die Mittel: Worauf es 

dem Verfasser letztlich ankommt, ist 

der Erlaß eines vielfältigen Wirt­

schaftsrechts, das den Aufbau nicht 

mehr - wie noch in der Vergangenheit 

- dogmatisch behindert, sondern ihn im 

Gegenteil fördert.

Der anschließende Beitrag von Oskar 

Weggel über "Rechtskultur und Wirt­

schaftsleben in Ostasien" ging vor al­

lem auf Determinanten und Möglich­

keiten eines autochthonen Wirtschafts­

rechts ein. Die Entwicklung der chine­

sischen Wirtschaft stand nach 1949 im 

Magnetfeld von vier Rechtskreisen, 

nämlich dem in zwei Jahrtausenden 

gewachsenen und bis 1911 geltenden 

autochthonen Recht, ferner dem Ge­

setzeswerk der Guomindang, das in 

den 20er und 30er Jahren in Anleh­

nung an westliche, vor allem deutsche 

Vorbilder entstanden war, drittens 

dem Recht der "Basisgebiete", von de­

nen aus die Kommunisten die Städte 

erobert hatten, und schließlich dem 

Recht der Sowjetunion. Jeder dieser 

vier Rechtskreise hat nach 1949 seine 

Sternstunde gehabt: Im Zuge der An­

lehnung an die Sowjetunion zu Beginn 

der 50er Jahre wurden rd. 1.500 Geset­

ze und Rechtsverordnungen nach 

UdSSR-Schema modelliert; mit der 

"Rechtsabweichlerkampagne" von 1958 

trat jedoch eine Gegenbewegung ein, 

die zur Wiederbelebung der "Erfah­

rungen von Yan’an" führte. Gesetze 

wurden jetzt durch Ad-hoc-Regelun- 

gen und durch persönliche Direktiven 

Mao Zedongs ersetzt, und in der 

Rechtssprechung zog der Gedanke der 

"Massenlinie" und des Volkstribunals 

ein. Mit den Reformbeschlüssen vom 

Dezember 1978 kam es dann zu einer 

erneuten Wende und damit zu einer 

Renaissance der Gesetzgebung, die zu 

einer Wiederbelebung des alten Guo- 

mindang-Rechts führte.

Schnell zeigte es sich jedoch, daß die­

ses äußerlich "westlich" - und deutsch - 

anmutende Recht in der Praxis tradi­

tionell interpretiert und damit von in­

nen her wieder sinisiert wurde.

Worin nun bestanden die Kernelemen­

te des traditionellen Wirtschaftsrechts, 

dem hier erneut die Schleusen geöffnet 

wurden? "Regieren" war nach Meinung 

des Konfuzius (Lunyu XII. 17) letztlich 

ein "Rektifizieren" (zhengzhe zheng 

ye). Die Aufgabe des Staates bestand 

in der Praxis darin, daß er immer wie­

der "wirtschaftliche Gleichgewichte" 

(jingji pingheng) herzustellen und da­

mit "Proportionalität und Ausgewo­

genheit" (bili) anzustreben versuchte.

Rechtliche Eingriffe des Staates blie­

ben daher auf verhältnismäßig wenige 

Bereiche beschränkt und fanden, sieht 

man einmal von den Proportionie­

rungs-Regelungen ab, vor allem im 

Zusammenhang mit der Infrastruktur, 

mit Monopolen, mit dem Abgabewe­

sen, mit Ackerbodenfragen, mit der 

Außenwirtschaft und mit dem - als sol­

chem zumeist restritiver gehandhab­

ten - Handel statt. Im allgemeinen 

wurde die Wirtschaft sich selber über­

lassen, so daß staatliche Steuerung 

letztlich nur den Zweck hatte, Selbst­

steuerung der Wirtschaftseinheiten zu 

ermöglichen. (Allerdings wurde diese 

Selbststeuerung nicht nur von den 

Wirtschaftssubjekten selbst - zumeist 

Bauernhaushalten - betrieben, sondern 

durch starke informelle Kräfte beein­

flußt, vor allem durch das Grundbesit­

zerwesen und durch örtliche Sitten und 

Gebräuche. Wenn hier von minimaler 

Intervention gesprochen wird, so ist 

damit nur das Verhältnis zwischen 

Staat und den einzelnen Wirtschafts­

subjekten gemeint, nicht aber das in­

formelle soziale Ambiente, in das die 

einzelnen Wirtschaftssubjekte einge­

flochten waren!)

Gegen den Geist der Selbststeue­

rungs-Tradition war im l.Vierteljahr- 

hundert der Volksrepublik, und zwar 

in den 25 Jahren stalinistisch beein­

flußter Planherrschaft (1953-1978) aufs 

krasseste verstoßen worden, insofern 

nämlich die gesamte Wirtschaftssteue­

rung damals in der Hand einer Wirt­

schaftsbürokratie lag, die alles und je­

des möglichst zentral zu lenken ver­

suchte, und die mit ihrer Wirtschafts­

planung und ihrer einseitigen Bevorzu­

gung der Schwerindustrie auch kata­

strophale Verzerrungen des Gleichge­

wichts hervorrief.

Erst durch die Reformen, die 1978 ff. 

einsetzten, wurden die Wirtschaftssub­

jekte wieder instand gesetzt, selbst 

Entscheidungen zu treffen. Diese Re- 

Autonomisierung wurde durch eine 

Reihe wichtiger Reformen im Be­

triebs-, Handels-, Arbeits-, Finanz-, 

Steuer-, Banken-, Planungs- und 

Preisbereich ermöglicht. Damit wurde 

die Rückkehr zur Selbstregulierung 

der Wirtschaftseinheiten eingeleitet.

Langsam kehrte auch die Gesetzge­

bung wieder zu der typisch "chinesi­

schen" Form der staatlichen Steuerung 

von Selbstregulierung und der Erset­

zung von Erzwingungs- durch Ver­

handlungssysteme zurück. Grundsätz­

lich soll die Wirtschaft, wenn es dem 

Willen des Gesetzgebers nach geht, 

nicht mehr subordinativ, sondern so­

weit wie möglich koordinativ gesteuert 

werden. In einem berühmten Aufsatz 

Hu Qiaomus von 1978 (RMRB, 

6.10.78) heißt es wörtlich: "Das Ver­
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tragssystem kann angewendet werden 

auf das Verhältnis zwischen Einzelbe­

trieben, zwischen Produktions-, Zulie- 

fer- und Absatzunternehmen, zwischen 

Großgesellschaften und spezialisierten 

Gesellschaften, zwischen Großgesell­

schaften untereinander, zwischen spe­

zialisierten Gesellschaften untereinan­

der, zwischen örtlichen Gesellschaften 

sowie zwischen einzelnen Gesellschaf­

ten und Betrieben der Grundebene. 

Auf diese Weise kann die Wirtschafts­

effizienz erhöht, kann der Wirtschafts­

ablauf koordiniert und kann die Ar­

beitsbelastung der Verwaltungsorgane 

der verschiedenen Ebenen reduziert 

werden. Wir meinen, daß das Ver­

tragssystem außerdem auch zwischen 

Staat und Betrieben und sogar zwi­

schen zentralen und örtlichen Behör­

den verschiedener Ebenen, zwischen 

örtlichen Behörden verschiedener 

Ebenen und zwischen einem Betrieb 

und seiner Belegschaft Anwendung 

finden kann... Das Vertragssystem un­

terstützt die Planmäßigkeit der Volks­

wirtschaft und ... ermöglicht die Spe­

zialisierung und Arbeitsteilung zwi­

schen verschiedenen Branchen und 

Gebieten ... sowie zwischen Behörden 

und Betrieben.”

Dem Gesetzgeber kommt es also - 

ganz auf der Linie der traditionellen 

Rechtsauffassung - darauf an, daß jede 

Danwei und jede Organisation an ih­

rem Ort und in ihrer Branche einen fe­

sten Verantwortungsbereich über­

nimmt, der in seinen Einzelheiten dis­

ponibel - und vertraglich gestaltbar - 

ist. Hauptinstrument dafür ist das 

"Baogan", dessen intensive Verwen­

dung inzwischen zu einer veritablen 

"Baoganisierung" des Wirtschaftsrechts 

geführt hat. Baogan ist die vertragliche 

Übernahme von Pflichten durch einen 

Auftragnehmer (z.B. durch eine Bau­

firma), ein bestimmtes Projekt herzu­

stellen, bestimmte Zeitrahmen einzu­

halten und bestimmte Qualitäten zu 

gewährleisten. Diese Verpflichtung ist 

in "Eigenverantwortung" (und nicht 

etwa zu Lasten des Staats) zu über­

nehmen.

Die Vorhebe des chinesischen Gesetz­

gebers für Baogan-Regelungen hat zu 

zwei juristischen Konsequenzen ge­

führt, nämlich einerseits zum Ausbau 

solider Organe bei gleichzeitig präzise­

ster Ausformulierung der Organisa­

tionsstatuten und andererseits - gerade 

umgekehrt - zum Verzicht auf Rege­

lungsfiligran, soweit es den Inhalt des 

Baogan anbelangt: Hier werden ledig­

lich einige "Begrenzungspfosten" ein­

geschlagen, innerhalb derer die Partei­

en freies Gestaltungsrecht haben.

An dieser Stelle berührt man das in­

nerste Wesen der chinesischen Wirt­

schaftsgesetzgebung, und hier auch 

reichen sich Tradition und Gegenwart 

die Hände. Was in der konfuzianischen 

Tradition das "wuwei" war, ist in der 

modernen Gesetzgebung die Tendenz, 

Erzwingungs- durch Verhandlungssy­

steme zu ersetzen und möglichst viele 

Bereiche der Wirtschaft einem Prozeß 

der Selbstregulierung zu überlassen 

und damit die Vorgänge nur indirekt 

zu steuern ("Steuerung der Selbst­

steuerung").

Diese Tendenz hat Vorteile und Nach­

teile:

- Der Vorteil besteht darin, daß in der 

breiten Bevölkerung ein Gefühl der 

Renormalisierung aufgekommen ist: 

Baogan und Selbstregulierungsmecha­

nismen entsprechen der hochzellulari- 

sierten chinesischen Gesellschafts­

struktur und wurden - wenngleich un­

ter verschiedenen Bezeichnungen - 

auch schon in der Tradition gepflegt. 

Man hat es hier also nicht mit frem­

dem Recht zu tun, sondern mit autoch­

thonen Bestimmungen, die auch viel 

Platz für die Einbeziehung lokaler Be­

sonderheiten lassen und die deshalb 

bei der Bevölkerung spontan "ankom­

men".

- Der Nachteil andererseits besteht 

darin, daß die für Gesetze und Rechts­

normen so typische Allgemeinverbind­

lichkeit verlorengeht, wenn sie mehr 

und mehr "baoganisiert" werden. Un­

terderhand können dann Guanxi und 

Personen wieder wichtiger werden als 

Rechtsnormen.

Da die Parole "Sozialismus in chinesi­

scher Einfärbung" zwischenzeitlich 

zum Hauptprinzip der Rezeption aus­

ländischer Einflüsse geworden ist, 

dürfte der "Baoganisierungs"-Kurs 

trotz aller Bedenken und Gegenerwä­

gungen zum Königsweg werden - vor 

allem im Rahmen der Wirtschaftsge­

setzgebung.

In einem Beitrag von Liang Huixing, 

Mitglied der Beijinger "Akademie der 

Sozialwissenschaften", wurde über 

Stand und Kodifikation des chinesi­

schen Zivilrechts" referiert. Zunächst 

werden die wichtigsten Gesetze aufge­

zählt, die in diesem Rechtsbereich bis­

her erlassen wurden, angefangen von 

den "Allgemeinen Grundsätzen des 

Zivilrechts" über die ZPO bis hin zu 

den verschiedenen Verordnungen der 

Regierung.

Viele dieser Bestimmungen seien nach 

wie vor mangelhaft, wobei die Mängel 

sowohl bei Prinzipien als auch bei der 

Systematik lägen.

Alles in allem sei das Zivilrecht noch 

unvollkommen geregelt. Besonders 

bedürfe es noch des Erlasses eines Zi­

vilgesetzbuches (minfadian). Leitge­

danken hierfür müßten sein: (1) eine 

strenge Trennung von Zivilrecht und 

Politik. Hierbei solle vor allem die 

wirtschaftliche Freiheit geschützt wer­

den! (2) Schutz der Würde des Men­

schen; (3) Schutz des Verbrauchers; 

(4) Aufrechterhaltung der sozialisti­

schen Gerechtigkeit und (5) gegensei­

tige Verknüpfung der rechtlichen Stel­

lung und der gesellschaftlichen Stel­

lung.

Li Qianheng von der Universität Nan­

jing referierte sodann über den derzei­

tigen Stand der ausländischen Investi­

tionen, wobei chinesisch-ausländische 

Joint Ventures, chinesisch-ausländi­

sche Kooperationsprojekte und Be­

triebe in ausländischem Alleineigen­

tum unter dem Begriff "san zi qiye" 

(wörtl.: "Drei-Kapital-Unternehmen") 

zusammengefaßt wurden. Li schlüssel­

te die Investitionen nach Ländern so­

wie Sektoren auf und machte damit 

deutlich, wie wichtig ausländisches Ka­

pital und Know-how schon heute für 

die weitere Entwicklung der Volksre­

publik sind.

Ein von Liu Zhaoxing (von der Beijin­

ger Akademie der Sozialwissenschaf­

ten) eingereichter Beitrag über die 

"Funktion des Rechts im Bereich der 

Wirtschaft" machte erneut auf die Eis­

brecherfunktion von Gesetzen und 

Bestimmungen im Rahmen der derzei­

tigen Reformen aufmerksam. Danach 

hat das Recht für die Wirtschaft fol­

gende Funktionen: (1) Setzung von 

Rahmen, innerhalb derer sich die Re­

formen vollziehen, (2) Beseitigung von 

Hindernissen mit Hilfe des Rechts, vor 

allem der alten noch aus vorreformeri­

scher Zeit stammenden Schranken.

Hatte das Recht zu Maos Zeiten allen­

falls Nachzüglerfunktionen, so gewinnt 

man heutzutage den Eindruck, als gin­

gen viele Chinesen davon aus, daß dem 

Recht geradezu eine Pionierrolle bei 

den Reformen zufalle.
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Diesen Eindruck vermittelt auch der 

Beitrag Ma Jun jus von der Universität 

Wuhan, der zwar darauf hinweist, daß 

das Zivilrecht einerseits ein Ergebnis 

der Warenwirtschaft sei, der aber an­

dererseits noch stärker darauf pocht, 

daß das Recht umgekehrt die Waren­

wirtschaft auch fördert und schützt. 

Dies wird besonders deutlich, wenn er 

auf die Geschichte des Code civil nach 

1804 und die des BGB nach 1896 ein­

geht und dabei die Pilotfunktion dieser 

Codices für die Wirtschaft darstellt. 

China möge sich diese Lehren als 

Vorbild dienen lassen und möglichst 

bald sein eigenes ZGB schaffen. Der 

Erlaß der "Allgemeinen Grundsätze 

des Zivilrechts" sei ein erster Schritt 

dazu gewesen.

Yuan Yongliang vom Justizamt der 

Provinz Jiangsu arbeitete in seinem 

Beitrag konkrete Einzelheiten heraus, 

die dem Wirtschaftsprozeß förderlich 

sein könnten. Im Mittelpunkt habe die 

Autonomisierung der Betriebe zu ste­

hen. Mit rechtlichen Mitteln müsse 

daher die Selbständigkeit der einzelnen 

Unternehmen noch stärker als bisher 

gegen Übergriffe geschützt und außer­

dem ein noch klarerer Trennungsstrich 

zwischen staatlichem Eigentum und 

Betriebseigentum gezogen werden. 

Auch müsse dafür gesorgt werden, daß 

möglichst schnell alle "eisernen Reis­

schalen" und "eisernen Stühle" abge­

schafft würden; denn es könne nicht 

angehen, daß tüchtige und unfähige 

Betriebsmitglieder sowie gewinnträch­

tige und verlustbringende Betriebe je­

weils in den gleichen Topf geworfen 

würden. Vor allem gelte es in diesem 

Zusammenhang, mit der Subventionitis 

Schluß zu machen. All dies seien eine 

authentische Aufgaben des Rechts.

Während Yuan mit seinen Vorschlä­

gen vor allem auf die Stärkung der Be­

triebsautonomie abstellt, bringt sein 

Kollege Li Changqi von der Universi­

tät Chongqing Empfehlungen für eine 

ergiebigere Zusammenarbeit zwischen 

Wirtschaft und Wissenschaft. Das 

Recht könne durchaus dazu beitragen, 

"Wissenschaft und Technologie in ech­

te Produktivkräfte zu verwandeln". Zu 

diesem Zweck sei es nötig, Mindestre­

gelungen festzulegen, z.B. (1) Bestim­

mungen über die Aufgabenteilung zwi­

schen Produktions- und Forschungsab­

teilungen; (2) Festlegung von Gebie­

ten, auf denen vorrangig geforscht 

werden sollte; (3) Regelungen über die 

Evaluierung wissenschaftlicher und 

technischer Ergebnisse; (4) Registrie­

rungsvorschriften; (5) Regelungen zum 

möglichst schnellen Transfer wissen­

schaftlicher Errungenschaften. Zu die­

sem Zweck sollen Übertragungs-, Ser­

vice- und Beratungskontrakte einge­

führt werden. (7) Bestimmungen für 

wissenschaftliche Im- und Exporte;

(8) Festlegung von Anreizen und Gra­

tifikationen für wissenschaftliche und 

technische Erfindungen.

Empfehlenswert wäre ein möglichst 

umfassendes "Gesetz über die Ausbrei­

tung von technischen und wissenschaft­

lichen Errungenschaften".

Zhang Li’an von der Universität Wu­

han weist auf das Verhältnis zwischen 

sozioökonomischem Entwicklungs­

stand und Gesetzgebung hin. Beide 

müßten produktiv aufeinander einwir­

ken. So können beispielsweise Rechts­

reformen erst dann mit Erfolg durch­

geführt werden, wenn die wirtschaftli­

chen Verhältnisse dafür reif seien; um­

gekehrt aber könnten flexible Bestim­

mungen - und richtungsweisende Ge­

richtsurteile! - wiederum dafür sorgen, 

daß der Wirtschaft optimale Entwick­

lungspfade eröffnet werden. Ganz ent­

scheidend komme es darauf an, daß 

sich das Recht den Wandlungen flexi­

bel anpaßt. Gleichwohl müsse davor 

gewarnt werden, dem Recht eine allzu 

aktive Rolle zuzuweisen; diese komme 

eher der Politik bzw. den politischen 

Richtlinien zu. Doch sei darauf zu ach­

ten, daß solche Richtlinien rechtlich 

nachvollzogen, also möglichst schnell 

rechtlich eingekleidet werden. In je­

dem Fall müsse Flexibilität oberstes 

Gebot bleiben.

Was eintritt, wenn der Gesetzgeber 

unflexibel bleibt, versucht Qian Daqun 

von der Universität Nanjing anhand 

mehrerer geschichtlicher Präzedenzfäl­

le aufzuzeigen: So sei z.B. während der 

Han-Dynastie unmittelbar im An­

schluß an die Machtübernahme Kaiser 

Wang Wengs das alte "Brunnenfeld- 

System" wieder eingeführt worden - ein 

dogmatisch-restaurativer Gesetzge­

bungsakt! Umgekehrt seien die Tai- 

ping-Revolutionäre in ihrem utopi­

schen Fortschrittsdenken zu weit ge­

gangen und hätten ein Bodenregime 

geschaffen, das total egalitaristisch 

ausgerichtet gewesen sei. Leider seien 

darüber hinaus sogar noch zu Beginn 

der Volksrepublik Bestimmungen 

"linksradikalen" Charakters erlassen 

worden.

In all diesen drei Fällen habe sich der 

"Wirtschaftsgesetzgeber" nicht den tat­

sächlichen Verhältnissen angepaßt, 

sondern sich von Dogmen und 

Wunschvorstellungen leiten lassen.

Allen drei Fällen sei ferner gemeinsam 

gewesen, daß sie (1) gegen die Deter­

minanten der gesellschaftlichen Ent­

wicklung verstießen, daß (2) der gute 

Wille am Ende auf das Gegenteil des 

Gewollten hinauslief und daß (3) in 

allen drei Fällen die alte verhängnis­

volle Idee der "Gleichmacherei" wieder 

einmal um sich habe greifen können.

Den Abschluß des Wirtschaftsteils bil­

deten zwei Beiträge der Nanjinger Pro­

fessoren Chen Lihu und Fan Jian, die 

sich jeweils mit dem Antidumpingrecbt 

befassen, das der chinesischen Wirt­

schaft seit einiger Zeit Kopfzerbrechen 

bereitet. Anstoß erregt das EG-Anti­

dumpingrecht, das China als ein Land 

ohne Marktwirtschaft behandelt. Aus 

diesem Grunde werden die chinesi­

schen Warenpreise mit den Preisen ei­

nes "analogen Landes" verglichen und 

dann immer wieder in der Weise 

hochgerechnet, daß am Ende Dum­

pingabsichten der VR China klar auf 

der Hand zu liegen scheinen.

Dies sei ungerecht, da die VRCh in­

zwischen zu einem Land mit wohlfunk­

tionierender Marktwirtschaft gewor­

den sei. Insofern bräuchten ihre Preis­

relationen nicht mehr nach "analogen" 

Kriterien beurteilt zu werden, sondern 

seien einer direkten Prüfung zugäng­

lich.

In diesem Zusammenhang solle der 

chinesische Gesetzgeber seine Chan­

cen wahrnehmen und die zuständigen 

chinesischen Behörden dazu veranlas­

sen, EG-Emissären bei auftauchendem 

Dumpingverdacht sogleich die not­

wendige Hilfe zu leisten. In diesem 

Fall würde sich dann schnell heraus­

stellen, daß einschlägige Vorwürfe un­

gerechtfertigt seien. Darüber hinaus 

müsse China möglichst schnell dem 

GATT beitreten.

2.4 Schlichtung und Adjudikation

Der vierte Themenblock der Konfe­

renz war dem Thema "Streitbeilegung 

in Ostasien" gewidmet.

Robert Heuser von der Universität 

Köln brachte in seinem Einleitungsre­

ferat eine Bestandsaufnahme der
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Schlichtungs- und Adjudikationsin- 

strumentarien und wies darauf hin, daß 

in Ostasien, ganz im Gegensatz zu Eu­

ropa, nicht der Zivilprozeß das domi­

nierende Instrument bei der Lösung 

von Streitigkeiten sei, sondern daß hier 

eine ganze "Hierarchie formalisierter 

Beilegungsformen mit starker Beto­

nung des Schlichtungsverfahrens" im 

Vordergrund stehe. Im allgemeinen 

bevorzugten die Parteien einvernehm­

liche Verhandlungen. Blieben diese er­

folglos, so könne von beiden Seiten 

Schlichtung (chin.: tiaojie, jap.: chotei), 

Schiedsgerichtsbarkeit (chin.: zhongcai, 

jap.: chusai) oder aber ein gerichtliches 

Urteilsverfahren (chin.: shenpan, jap.: 

saiban) beantragt werden. Besonders 

wichtig aber sei, wie gesagt, die außer­

gerichtliche Streitbeilegung, deren 

prozessuales Rahmenwerk in zahlrei­

chen Rechtsbestimmungen formal aus­

gestaltet wird, wobei die zuständigen 

Organe in den Dorf- oder Stadtkomi­

tees sowohl für Entscheidungen über 

"gewöhnliche zivilrechtliche und ein­

fache wirtschaftsrechtliche Streitigkei­

ten" wie auch für die Behandlung von 

"Leichtkriminalität" zuständig sind.

Während die Schlichtung auf ein kom­

promißbereites Nachgeben der Partei­

en hinausläuft, zielen die Formen der 

Adjudikation, d.h. sowohl das Schieds­

verfahren als auch der Zivilprozeß, auf 

eine richterliche Entscheidung ab. In 

der Praxis der ostasiatischen Ländern 

sei diese Methode freilich so gut wie 

unbekannt geblieben und spiele auch 

in der Gegenwart nur eine unterge­

ordnete Rolle. Offene Streitaustragung 

im Rahmen eines Zivilprozesses sei 

vor allem in Japan und Korea beson­

deren Typen von Streitigkeiten Vorbe­

halten, bei denen es um allgemeinge­

sellschaftliche Probleme gehe und an 

denen nicht Einzelpersonen, sondern 

betroffene Bürger als Kläger gleich 

gruppenweise beteiligt sind, z.B. in 

Fragen von Umwelt- und Verbrau­

cherschutz.

Was China anbelangt, so sei hier die 

Zunahme von Zivilstreitigkeiten in den 

letzten Jahren bemerkenswert. Im­

merhin würden aber auch jetzt noch 

rd. 90% aller Streitigkeiten aus Wirt­

schaftsverträgen, über 90% aller Kon­

flikte aus Arbeitsverträgen und etwa 

80% der außerwirtschaftlichen Strei­

tigkeiten durch Schlichtung beigelegt. 

Von den nicht durch außergerichtliche 

Vereinbarung lösbaren Streitigkeiten 

wurden rd. 30% im Wege des gericht­

lichen Schlichtungsverfahrens, der Rest 

im Urteilsverfahren behandelt.

Angesichts dieser Dominanz des 

Schlichtungswesens sei häufig die Be­

fürchtung zu hören, daß Rechtsnormen 

an praktischer Bedeutung einbüßen 

könnten - ähnlich wie etwa ein Muskel 

erschlaffe, der nicht dauernd trainiert 

werde.

Heuser hält Bedenken dieser Art für 

unzutreffend, da die Schlichtungsver­

fahren heutzutage in hohem Maße 

"verrechtlicht" und "institutionalisiert" 

seien, so daß die moderne Schlichtung 

dem Zivilprozeß verwandter sei als der 

Schlichtung älteren Zuschnitts. Ein 

modernes Schlichtungsverfahren ziele 

nicht einfach nur auf Wiederherstel­

lung von "Harmonie" ab, sondern helfe 

in aller Regel auch, Rechte und Pflich­

ten deutlich zu klären. Im Vergleich zu 

adjudikativen Verfahren ließen sich 

Streitigkeiten im Wege der Schlichtung 

unkomplizierter, unauffälliger, sachge­

rechter sowie vor allem zeit- und ko­

stensparender erledigen.

Noch zwei weitere Gründe begünstig­

ten die Dominanz der Schlichtung, 

nämlich erstens der soziokulturell ver­

wurzelte Hang zu "harmonischen" Lö­

sungen und zweitens die notorisch 

schwache Entwicklung der Justizstruk­

turen, die es ratsam erscheinen lasse, 

eher Verhandlungslösungen anzustre­

ben.

Kitagawa Zentaro von der Kyoto-Uni­

versität referierte anschließend über 

die "Streitbeilegung im Zusammen­

hang mit Fällen von Massenverletzun­

gen". Bei "Massenverletzungen" handle 

es sich um ein neues Phänomen, das 

im Zuge der Entwicklung hochtechno­

logischer Produkte und angesichts 

massenhafter Produktion, massenhaf­

ter Verteilung und massenhaften Kon­

sums entstanden sei. In der Bundes­

republik Deutschland ist in diesem Zu­

sammenhang der Contergan-Fall be­

rühmt-berüchtigt geworden, in Japan 

waren es ähnliche Fälle, die unter den 

Begriffen "Thalidomide" und "SMON" 

Schlagzeilen gemacht haben.

Im Laufe der Zeit hat sich bei der 

Streitbeilegung ein Schema herausent­

wickelt, das sich etwa folgendermaßen 

skizzieren läßt:

- Phase I: informelle Annäherung an 

die Problematik. In diesem Stadium 

besteht noch viel Unsicherheit, da Ur­

sachen und weitere Auswirkungen 

weitgehend im Dunkeln liegen und le­

diglich das generelle Gefühl vor­

herrscht, daß irgendetwas getan wer­

den müsse.

- Phase II: Nachdem der Verletzungs­

tatbestand in seinem ganzen Ausmaß 

identifiziert und als solcher auch ins öf­

fentliche Bewußtsein eingedrungen ist, 

wenden sich die Geschädigten an ein 

Gericht, das jedoch wegen der Massie­

rung der Klagen und angesichts der 

Neuheit der Problematik auch nicht so 

recht vorankommt.

- Phase III: Infolgedessen schlagen die 

Geschädigten dann doch wieder den 

informellen Weg ein und beginnen, un­

ter Mithilfe der Medien und der Poli­

tik, mit den Schadensverursachern Lö­

sungen zu erarbeiten, die für die ge­

schädigte Seite befriedigend, für die 

Schadenersatzpflichtigen aber gerade 

noch tragbar sind.

- In Phase IV zieht dann auch der Ge­

setzgeber noch die Konsequenzen aus 

der Situation und versucht, wenigstens 

Rahmenrichtlinien für künftige ähnli­

che Fälle auszustecken.

Über "Streitbeilegung in Korea" refe­

rierte Huang Seokin von der Nationa­

len Universität Seoul. Nachdem die 

Zivilstreitigkeiten in Korea zwischen 

1973 und 1986 ganz erheblich zuge­

nommen hatten (1973 gab es bei­

spielsweise 16.499 Fälle vor den Zivil­

senaten, 1986 waren es dagegen mehr 

als doppelt soviel, nämlich 37.384), be­

schloß der Gesetzgeber, verstärkt auf 

Schlichtung umzuschalten, um so den 

Gerichten eine Atempause zu gewäh­

ren. Kurz hintereinander erging eine 

Reihe von Streitbeilegungs-Sonderge- 

setzen, nämlich (1) für Schlichtung in 

"zivilen Angelegenheiten" (z.B. im Dar­

lehens- oder Mietbereich), (2) bei Ar­

beitsstreitigkeiten, (3) in Umweltfra­

gen, (4) beim Verbraucherschutz, 

(5) im Versicherungswesen, (6) beim 

Urheberschutz, (7) in ärztlichen Ange­

legenheiten, (8) bei Bankfragen und

(9) bei landwirtschaftlichen Pachtstrei­

tigkeiten.

Zum wichtigsten dieser neun Gesetze 

hat sich die Bestimmung über Zivil­

schlichtungsangelegenheiten entwik- 

kelt. Hier wie auch in den anderen 

acht Bereichen wird als Organ grund­

sätzlich der Schlichtungsrichter tätig, 

der entweder selbst schlichtet oder 

aber einen Schlichtungsausschuß ein­

schalten kann. Schlichtung erfolgt also 
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in jedem Fall durch Adjudikation. Ob 

freilich eine Streitangelegenheit über­

haupt geschlichtet oder aber streitig 

entschieden werden soll, hängt vom 

Willen des Klägers ab.

Falls der Richter der Ansicht ist, daß 

sich der Fall nicht zur Schlichtung eig­

net, kann er die Schlichtung ablehnen. 

Führt er dagegen die Schlichtung 

durch, so kommt es nach Abhaltung 

eines nichtöffentlichen Verfahrens zu 

einem Schlichtungsbeschluß oder aber, 

falls der Beklagte nicht erscheint, zu 

einem Versäumnisbeschluß. In beiden 

Fällen sind Rechtsmittel möglich, die 

dann zum Streitverfahren führen.

Diskutiert wird in Korea die Frage, ob 

es nicht besser wäre, die Schlichtung 

vom Gericht bzw. von den Schlich­

tungsausschüssen auf die Parteien oder 

aber auf Rechtsanwälte zu verlagern, 

das Verfahren also zu entformalisieren 

und damit gleichzeitig auch weiter die 

Gerichte zu entlasten.

23 Menschenrechte

Der fünfte Themenblock der Konfe­

renz war den Menschenrechten ge­

widmet, also einem Fragenbereich, der 

seit den Ereignissen vom 4 Juni 1989 in 

China mit zu den "heißen" Themen ge­

rechnet wird. Um so höher war es der 

chinesischen Seite anzurechnen, daß 

sie sich hier nicht querlegte, sondern 

zuließ, daß die Fragen offen zur Dis­

kussion gestellt wurden. Auch dieses 

mutige Zugeständnis war, wie hier 

nochmals betont sei, letztlich dem Ein­

treten der Universität Nanjing zu ver­

danken.

Winfried Jung, der die Moderation 

dieses Diskussionsabschnitts über­

nommen hatte, hob die Bedeutung des 

Themenkomplexes hervor: Erst 1991 

wieder habe die EG-Kommission die 

Menschenrechte als "entscheidenden 

Faktor der internationalen Beziehun­

gen" bezeichnet. Darüber hinaus näh­

men auch die neuen politischen Leitli­

nien der deutschen Bundesregierung 

von 1991 an erster Stelle auf die Men­

schenrechte Bezug. Man sei in Bonn 

entschlossen, u.a. auch Leistungen der 

Entwicklungshilfe von der Einhaltung 

der Menschenrechte abhängig zu ma­

chen.

Ein Thema, dem in Europa - wie übri­

gens auch in den USA - ein derart zen­

traler Stellenwert zugemessen wird, 

könne im asiatisch-europäischen "in­

terkulturellen" Dialog nicht außer Be­

tracht gelassen werden.

Das Einleitungsreferat hielt Rudolf 

Bernhardt vom Heidelberger Max- 

Planck-Institut, der seit elf Jahren 

Richter am Europäischen Gerichtshof 

für Menschenrechte ist und dort die 

Stellung eines Vizepräsidenten beklei­

det. Bernhardt lieferte einen Überblick 

über die Entwicklung der Menschen­

rechtsauffassung in Westeuropa und 

wies vor allem auf die Ausarbeitung 

der Europäischen Menschenrechts­

kommission hin, die von den beteilig­

ten Nationen in Form eines verbindli­

chen völkerrechtlichen Vertrags ange­

nommen wurde und 1953 in Kraft trat.

Heute gehörten der Konvention 25 

Staaten an, der sich in nächster Zu­

kunft auch die meisten Staaten des 

ehemaligen Ostblocks hinzugesellen 

wollten, so daß man die Konvention 

schon jetzt als eine Art europäischer 

Verfassung für die Rechte des einzel­

nen gegenüber dem Staat bezeichnen 

könne. Die Frage der staatlichen Sou­

veränität spielt in Europa bei den 

Menschenrechten also inzwischen kei­

ne Rolle mehr. Auf der Basis der Kon­

vention wurden zwei Sonderinstitutio­

nen geschaffen, nämlich die Europä­

ische Menschenrechtskommission und 

der Europäische Gerichtshof für Men­

schenrechte.

Jeder Bürger aus den 25 Staaten, die 

die Konvention anerkannt haben, kön­

ne sich spätestens seit Ende der 70er 

Jahre mit Individualbeschwerden an 

die Kommission wenden und geltend 

machen, daß der Staat seine Rechte 

aus der Konvention verletzt habe. Weit 

über 1.000 Personen machten jedes 

Jahr von der Beschwerdemöglichkeit 

Gebrauch. Allerdings müsse zuerst der 

innerstaatliche Rechtsweg erschöpft 

sein, sonst sei die Beschwerde Unzuläs­

sig-

Geschützt würden vor allem die Berei­

che der persönlichen und privaten 

Freiheit, also Gedanken-, Gewissens­

und Religionsfreiheit, Freizügigkeit, 

Unverletzlichkeit der Wohnung und 

Schutz vor willkürlicher Verhaftung 

oder aber vor willkürlicher Behandlung 

durch Behörden und Gerichte.

Andere geschützte Grundrechte reich­

ten in den gesellschaftlich-politischen 

Bereich hinein, u.a. die Presse- und 

Versammlungsfreiheit sowie das Wahl­

recht.

Z.Zt. werde darüber diskutiert, ob die 

Einschränkung auf die Verteidigung 

von Abwehrrechten nicht allzu eng sei, 

und ob nicht auch die sog. "sozialen 

Grundrechte", z.B. das Recht auf Ar­

beit, auf eine gewisse Grundversor­

gung, auf Wohnung etc. verstärkt be­

rücksichtigt, ja ob schließlich nicht so­

gar eine dritte Grundrechtsgeneration 

anerkannt werden müsse, nämlich das 

Recht auf saubere Umwelt sowie auf 

Frieden und auf Entwicklung.

Die Einklagbarkeit sozialer Grund­

rechte des einzelnen sei im wesentli­

chen unbestritten, doch werfe die Art 

und Weise ihrer praktischen Umset­

zung schwierige Fragen auf. In jedem 

Fall sei darauf hinzuweisen, daß die 

sozialen Grundrechte die klassischen 

Abwehrrechte nur ergänzen, sie aber 

keineswegs überlagern oder gar über­

flüssig machen könnten - wie dies z.B. 

in zahlreichen offiziellen chinesischen 

Erklärungen gefordert oder zumindest 

angedeutet wird: Im "Weißbuch" zu 

Fragen der Menschenrechte vom 

l.November 1991 beispielsweise wird 

darauf hingewiesen, daß die westlichen 

Vorstellungen allzusehr mit den klassi­

schen Grundrechten verwoben seien 

und daß dort die sozialen Grundrechte 

zu kurz kämen, die nun wiederum in 

China besonders geschützt würden, 

und die ja auch wesentlich wichtiger 

seien!

In der Diskussion wurde darauf hinge­

wiesen, daß die negativen Abwehrrech­

te und die positiven Grundrechte in ein 

Gleichgewicht zueinander gebracht 

werden müßten. Der Mensch sei so­

wohl ein soziales als auch ein individu­

elles Wesen und er müsse in dieser 

Ganzheit auch rechtlich anerkannt 

werden. Beides sei nicht trennbar oder 

verschiebbar.

Lin Rendong von der Universität Nan­

jing referierte anschließend über 

"Theorie und Praxis der Menschen­

rechte". Unter "Menschenrecht" (ren- 

quan) versteht Lin das Recht des Men­

schen, das ihm als einem sozialen We­

sen zur Erhaltung seines Lebens und 

zur Entfaltung seiner Persönlichkeit 

zusteht. Dieses Recht sei präjuristi­

schen Charakters, existiere also bereits 

im Vorfeld der Rechtsordnung und er­

gebe sich aus der Natur des Menschen 

und aus seiner Stellung in der Gesell­

schaft. Abstrakt gesprochen sei es frei 

von Klassenzugehörigkeit.
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Die konkrete Ausgestaltung des Men­

schenrechts hänge jedoch von der je­

weiligen gesellschaftlichen, wirtschaft­

lichen, politischen und kulturellen Si­

tuation ab, in der der einzelne sich be­

findet. Letztlich seien also dann doch 

wiederum die Klassenverhältnisse aus­

schlaggebend. So besäßen zwar die 

Schwarzen in Südafrika in abstracto 

die vollen individuellen Menschenrech­

te, doch richte sich deren Verwirkli­

chung nach den konkreten gesellschaft­

lichen Gegebenheiten - und die seien 

für Schwarze nun einmal nach wie vor 

deprimierend. Auch in einer Sklaven­

haltergesellschaft besitze jeder einzel­

ne theoretisch die vollen Menschen­

rechte, er könne sie jedoch angesichts 

der konkreten historischen Umstände 

nicht geltend machen.

Wichtig für die faktische Entfaltung 

der Menschenrechte sei also erstens 

der Grad der gesellschaftlichen Ent­

wicklung im Inneren einer Gesellschaft 

und, zweitens, die Souveränität des ei­

genen Staates nach außen hin, da ja bei 

Fehlen der nationalen Unabhängigkeit 

menschenrechtsverletzende Übergriffe 

nicht verhindert werden könnten.

Nur in einer sozialistischen Gesell­

schaft könnten die Menschenrechte 

letztlich voll verwirklicht werden; in 

den bürgerlichen Gesellschaften kä­

men die Werktätigen dagegen nach wie 

vor zu kurz und könnten sich selten 

wirklich durchsetzen; leider sei auch 

die derzeitige Verfassung der realso­

zialistischen Staaten alles andere als 

erfreulich; immerhin aber befinde man 

sich hier wenigstens auf dem richtigen 

Weg.

Die konkrete Verwirklichung der 

Menschenrechte sei im übrigen ein in­

neres Problem jedes einzelnen Landes, 

in dessen Lösung sich andere Staaten 

nicht einmischen dürften: Dies ist wohl 

derjenige Punkt, der zwischen den 

westlichen Staaten und China auf 

einstweilen unabsehbare Zeit am mei­

sten umstritten bleiben dürfte!

Eine möglichst vollkommene Verwirk­

lichung der Menschenrechte hänge er­

stens von der politischen und wirt­

schaftlichen Entwicklung eines Landes, 

zweitens von einer adäquaten Popula­

risierung des Menschenrechtsgedan­

kens und drittens von der Durchset­

zungsfähigkeit der zuständigen Organe 

ab. In China sei dafür der "Ständige 

Ausschuß des Nationalen Volkskon­

gresses" zuständig.

In der an die Ausführungen anschlie­

ßenden Diskussion tauchten eine Rei­

he von Einwänden auf:

Von konservativer chinesischer Seite 

wurde ergänzend betont, daß das Men­

schenrecht lediglich ein Soll-Recht sei, 

das in den meisten Staaten noch auf 

seine Verwirklichung warte.

Von deutscher Seite wurde demgegen­

über geltend gemacht, daß Menschen­

rechte nicht nur als Möglichkeit be­

trachtet werden dürften; sie unterlägen 

keinesfalls staatlicher Disponibilität. 

Wenn man es den einzelnen Regierun­

gen überließe, hier jeweils Grenzen zu 

ziehen, so würde dem Mißbrauch Tür 

und Tor geöffnet. Gerade deshalb sei­

en Menschenrechte ja keineswegs von 

Staat zu Staat verschieden, und aus 

dem gleichen Grunde auch dürfe die 

Anmahnung von Menschenrechten 

nicht mit dem Einmischungsargument 

abgeblockt werden.

An dieser Stelle wurde deutlich, daß 

die chinesische Perzeption vom Klas­

sencharakter der Menschenrechte mit 

dem westlichen Verständnis vom uni­

versellen Gelten der Menschenrechte 

schwer zu vereinbaren ist, und daß es 

vor allem bei sog. "Einmischungs"-Ver­

suchen schnell zu Spannungen kom­

men kann. Die chinesische Seite rea­

gierte mit einem Zwar-aber: Zwar sei­

en die abstrakten Rechte klassenunab­

hängig, die konkrete Verwirklichung 

der Menschenrechte aber hänge von 

den jeweiligen Klassenverhältnissen 

und nicht zuletzt von der Souveränität 

des Staates ab!

Hier gab es keine Annäherung.

Über die Menschenrechtssituation in 

Hongkong sprach Michael C.Davis von 

der Chinese University of Hongkong. 

In Form der Sino-British Joint Decla­

ration von 1984 und des Hongkonger 

"Grundgesetzes" seien bereits Men­

schenrechtsvereinbarungen und -fest- 

legungen getroffen worden. Nach den 

Tiananmen-Ereignissen vom 4.Juni 

1989 jedoch, die in Hongkong eine 

Welle der Emotionen auslösten, sei die 

Menschenrechtsfrage erneut auf den 

Tisch gekommen, und zwar in Form 

einer "Bill of Rights", die zusammen 

mit dem "British Nationality Act" und 

dem Plan für den Bau eines neuen 

Flughafens von der Regierung ausge­

arbeitet worden sei - und zwar als eine 

Art "Rettungspaket" für Hongkong.

Alle drei Vorschläge seien bei der VR 

China auf Ablehnung gestoßen. (Allein 

in der Flughafen-Frage sind sich beide 

Seiten wieder nähergekommen.)

Jose Llompart Verd, Professor an der 

Tokyoter Sophia-Universität, referierte 

sodann über die japanische Menschen­

rechtssituation. Der Menschenrechts­

begriff, der im Zuge der Meiji-Reform 

von 1868 erstmals eingeführt wurde, 

war in Japan, das nie eine Tradition 

des Individualismus gekannt hatte, so 

neu, daß schon der Ausdruck als sol­

cher Übersetzungsschwierigkeiten be­

reitete und manchmal mit "tempu jin- 

ken" ("himmelsgewährtes Menschen­

recht"), manchmal mit "minken" 

("Volksrecht") wiedergegeben wurde.

In die Meiji-Verfassung von 1889 wur­

den dann zwar zahlreiche Grundrechte 

aufgenommen (u.a. auf Religion, Re­

de, Schrifttum, Versammlung, Aufent­

halt, Unverletzlichkeit des Eigentums, 

Schutz gegen Verhaftung etc.), doch 

sollten diese Rechte nicht etwa als We­

sensmerkmal des einzelnen Menschen, 

sondern als Geschenk des Tenno an 

sein Volk gelten. Die Rechte hatten al­

so nicht etwa den Sinn, die Herrschaft 

des Tennos und der Staatsgewalt zu 

limitieren, sondern liefen lediglich dar­

auf hinaus, daß sie ihrerseits nicht oh­

ne Gesetz eingeschränkt werden durf­

ten.

Eine echte "Positivierung" der Men­

schenrechte erfolgte erst ein gutes hal­

bes Jahrhundert später, und zwar in 

der neuen japanischen Verfassung vom 

lO.Dezember 1948, in der nicht weni­

ger als 31 von insgesamt 103 Artikeln 

dem Thema "Rechte und Pflichten der 

Bürger" gewidmet sind. U.a. heißt es in 

Art.13, daß "jeder Bürger als Indivi­

duum geachtet" wird. Die Formulie­

rung "Würde des Menschen", wie sie 

etwa in Art.l des Bonner Grundgeset­

zes zu finden ist, taucht in diesem Zu­

sammenhang nicht auf. Da das Indivi­

duum ein echtes Novum in der Ge­

schichte des japanischen Rechtssy­

stems ist, gibt es immer wieder 

Schwierigkeiten bei seiner Einordnung 
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in den Gesamtkontext. Aus japanischer 

Sicht geht es der Verfassung weniger 

um Gewährung der Menschenrechte 

als vielmehr um Abschaffung des pa­

triarchalischen Familiensystems mit all 

seinen Konsequenzen.

Der Hauptgrund für die Problematik 

der Menschenrechte in Japan liege in 

der nach wie vor fortdauernden Span­

nung zwischen "watakushi" (wörtl.: 

"Ich") und dem "oyake", (wörtl.: "gro­

ßes Haus" oder "große Familie"). Mit 

dem ersteren Begriff ist das Indivi­

duum, mit dem letzteren die Allge­

meinheit gemeint. Noch ist unent­

schieden, wer von beiden letztlich Vor­

zug genießen soll. Im Schnittpunkt 

zwischen beiden Polen sind vor allem 

fünf Probleme angesiedelt, nämlich die 

Todesstrafe, die Legitimität der "Poli­

zeihaftanstalten", die Trennung von 

Staat und Religion, die Freiheit des 

Gewissens und die - juristisch zwar in­

teressante, sonst aber eher als Kurio­

sum empfundene - Frage nach den 

Menschenrechten des Tenno.

Trotz all dieser rechtsphilosophisch 

nicht einfachen Fragestellungen müsse 

aber, so Llompart Verd, festgestellt 

werden, daß die Menschenrechte der 

japanischen Praxis oft adäquater ein­

gehalten würden als in so manchem 

hochindustrialisierten Staat.

Über die Menschenrechtssituation in 

Korea referierte Kim Il-su von der Ko­

rea-Universität Seoul. Ähnlich wie in 

Japan habe es auch in Korea keine 

Tradition des Individualismus gegeben, 

weshalb der Begriff des Menschen­

rechts nur schwer zu vermitteln war. 

Doch erfuhren die Koreaner während 

der 35jährigen japanischen Kolonial­

herrschaft (1910-1945), was es hieß, 

wenn einem die Menschenrechte vor­

enthalten werden. Südkorea erhielt 

zwar 1948 eine demokratische Verfas­

sung, in der auch zahlreiche Grundge­

setze aufgeführt waren, doch ereigne­

ten sich vor allem im Anschluß an den 

Korea-Krieg zahlreiche Übergriffe des 

Militärregimes auf die Bevölkerung, 

die mit der Verfassung in keiner Weise 

zu vereinbaren waren. Erst der Auf­

stand von Kwangju vom Juni 1987, bei 

dem es zu einem Massaker vor allem 

an protestierenden Studenten kam, 

brachte die Frage der Menschenrechte 

wieder ins volle Tageslicht. Waren bis 

dahin Meinungs-, Presse- und Rede­

freiheit unter Hinweis auf die Kom­

munismusgefahr eingeschränkt wor­

den, so wurden jetzt die Gesetze über 

Staatssicherheit, Versammlung, De­

monstrationen sowie Polizeiverhalten 

neu überarbeitet. Auch die sozialen 

Grundrechte auf Bildung sowie auf 

Zusammenschluß- und Streikfreiheit, 

die jahrelang dem schnellen wirtschaft­

lichen Aufbau geopfert worden waren, 

fanden jetzt verstärkt Beachtung. Hö­

hepunkt dieser Entwicklung war die 

Einrichtung eines Verfassungsgerichts 

i J. 1988, das sogleich einige besonders 

problematische Rechtsbestimmungen, 

wie beispielsweise das "Staatssicher­

heitsgesetz", das "Sozialschutzgesetz" 

und das "Gesetz zum Schutz von Mili­

tärgeheimnissen" für ganz oder teilwei­

se nichtig erklärte.

Trotz dieser Verbesserungen müsse 

aber darauf hingewiesen werden, daß 

zwischen Verfassungsform und Verfas­

sungswirklichkeit nach wie vor ein Ab­

grund klaffe.

Defizite dieser Art müsse man wie ei­

ne Krankheit behandeln: verdecke man 

sie, so trete eine Verschlimmerung ein, 

lege man sie dagegen offen, ergäbe 

sich eine Gesundungschance. Für Ko­

rea gelte in dieser Hinsicht das Motto 

Rudolf von Iherings, daß Rechte nur 

im Kampf gefunden werden können.

Auch in der anschließenden Diskus­

sion wurde mehrere Male darauf hin­

gewiesen, wie wichtig Offenlegung und 

Aufklärung seien: Nur so werde si­

chergestellt, daß das "Esperanto Welt­

kultur" auch in Ostasien heimisch wer­

de.

3 Fazit

Wer im Vorfeld der Konferenz ge­

glaubt hatte, die Veranstaltung könne 

in eine Vielzahl von Monologen mit 

gegenseitiger Überredungsabsicht aus­

arten, sah sich schon bald angenehm 

überrascht. Daß es bei den ersten vier 

Themenblöcken kaum größere Mei­

nungsverschiedenheiten geben würde, 

war vorherzusehen. Daß aber auch die 

Menschenrechte zum Gegenstand ei­

nes echten Dialogs werden konnten - 

und zwar auch dort, wo man sich einig 

über Uneinigkeit war - hat der Konfe­

renz eine versöhnliche Note verliehen. 

Besonders wohltuend wirkte sich in 

diesem Zusammenhang die Teilnahme 

von Vertretern zweier anderer ostasia­

tischer Staaten, nämlich Japans und 

Koreas aus. Der große Unterschied 

zwischen "West" und "Ost" besteht ja 

am Ende darin, daß die Europäer im 

sozialen Netz eher auf die Knoten, die 

Asiaten dagegen vor allem auf die Ma­

schen achten, und daß sich daraus so­

ziokulturell bedingte Unterschiede er­

geben. Das gleichwohl auch in Ost­

asien selbst zu beobachtende Gefälle 

beim Umgang mit Menschenrechten 

legt jedoch den Schluß nahe, daß so­

ziokulturelle Traditionen verhältnis­

mäßig schnell von weltweiten Entwick­

lungen überlagert werden, sobald eine 

Gesellschaft sich nicht mehr isoliert, 

sondern - wie es heute in China ge­

schieht - "die Türen öffnet". Japan - 

und in geringerem Maße auch Korea - 

zeigen durch ihre Praxis, daß Men­

schenrechte nicht mehr eine Privat- 

und auch nicht mehr eine nationale 

Angelegenheit sind, sondern daß sich 

hier eine Art globales Esperanto ein­

stellt. All dies scheint keine Frage des 

Ob, sondern nur noch des Wann zu 

sein.

Die chinesischen Teilnehmer haben 

Feststellungen dieser Art zur Kenntnis 

genommen, ohne allerdings das offi­

zielle "Einmischungs"-Argument in 

Frage zu stellen, das auch in der Au­

ßenpolitik Beijings noch eine geraume 

Zeit benutzt werden dürfte. Immer 

wieder betont wurde auch, daß in Chi­

na aufgrund der hier gesteuerten sozia­

listischen Politik der viel wichtigere 

Teil der Grundrechte, nämlich die so­

zialen Rechte, oft sorgfältiger einge­

halten wurde als in den meisten westli­

chen Industriestaaten.

Die Argumente wurden beiderseits zur 

Kenntnis genommen und bieten ganz 

gewiß Stoff für weitere Überlegungen. 

Die Konferenz hat hier reichlich aus­

gesät!

Alles in allem lag der Hauptakzent 

aber nicht auf der Menschenrechtsfra­

ge, sondern beim Wirtschaftsrecht und 

galt hier wiederum ganz eindeutig der 

Frage, wie sich in China mit Hilfe 

rechtlicher Instrumentarien möglichst 

schnell marktwirtschaftliche Verhält­

nisse herstellen ließen. Damit aber ist 

ein Weg eingeschlagen, in dessen fer­

nerem Verlauf die Volksrepublik noch 

stärker als bisher aus ihrer selbstge­

wählten Isolation heraus - und damit 

gleichzeitig dem Westen ein weiteres 

Stück näherrückt. Zu dieser "Konver­

genz" können auch "interkulturelle" 

Konferenzen ein wenig beitragen!


